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216 Die Kandidatenliſte.
Paris, 16. Sept. (Havas.) Jn der Präſidentenkriſe

iſt zunächſt die Frage, ob Millerand kandidieren wird
312 J oder nicht. Anzunehmen iſt, daß ſeine Kandidatur von
im ſeinen Freunden aufgeſtellt werden wird. Von den

Senatoren werden Léon Bourgeois, Jonnart, Ribot,
Pams und Doumergue, von den Deputierten Péret, Ley
gues, Caſtelnau und Viviani genannt.

Paris, 15. Sept. Die Agence „Radio“ meldet zum
Befinden Deschanels: Das, was heute morgen in der
Preſſe veröffentlicht worden iſt, iſt richtig. e Geſund-
heit des Präſidenten der Republik iſt mehr und mehr
Schwankungen unterworfen. Deschanel wird zweifellos
gezwungen ſein, abzudanken. Es iſt auch richtig, daß
der Miniſterrat ſich am Freitag mit der konſtitutionellen
Seite dieſer Frage befaſſen wird.

Paris, 15. Sept. (Havas.) Anläßlich der Verſchlechte-
rung des Geſundheitszuſtandes Deschanels beſchäftigt
man in Re gierungskreiſen mit den zu ergreifenden
Maßnahmen. Gerüchtweiſe verlautet, Deschanel werde
nach der Rückkehr Millerands ſeine Demiſſion einreichen.

Die polniſche Hetze in Oberſchleſien.
Sämtliche Zeitungen veröffentlichten am r

r

hn
Tage einen polniſchen Geheimbefehl, gez. Zgierski, ü
Vorbereitungen zu neuen Bluttaten. Wir haben i
nicht gebracht, da erſt 24 Stunden vorher ein beruhigen-
der Aufruf Korfantys veröffentlicht worden war. Ernſter
ſind ſchon Meldungen der P. P. Nachrichten:

m Hinblick auf den in Breslau veröffentlichten
Aufruf Korfantys muß auf die Haltung der Warſchauer
Zeitungen hingewieſen werden, die neuerdings wieder
die ſchlimmſten Hetzartikel bringen. Den Gipfel aller
Hetzereien erſteigt der in Warſchau erſcheinende „Glos
Gorno-Slaski“, der in Sandewitz, Kreis Groß-Strehlitz,
eine Reaktion für Oberſchleſien unterhält. Dieſem Blatt
iſt Herr Korfanty noch viel zu nachſichtig. Es ſchreibt
u. a.:

„Herr Korfanty ſtrebt in Oberſchleſien zu einer Ver
ſtändigung. Es iſt dies vergeblich, erfolglos und ein
le Beſtreben, nichts anderes als eine Vergeu-
ung der Zeit und unſerer Kraft. Herr will

Ruhe und Frieden, will er beides auf Koſten allzu großer
Konzeſſionen von unſerer Seite? Wenn dem ſo iſt, ſo
hat er ſeine Bedeutung verloren und hat ſeine Bedeu-

tung für das polniſche Volk bis zur Null herabgeführt.“
Jm Hinblick auf den Auguſtaufſtand heißt es weiter:
„Die Polen hatten den feſten Willen, um jeden

Preis die Situation zu klären. Warum bleiben wir
jedoch auf halbem Wege ſtehen? Korfanty hat kein
Recht, ſein Ein verſtändnis dazu zu geben, daß die Hilfs-
polizei bis zur Bildung der Abſtimmungspoli ſich
zur Falle aus oberſchleſiſchen Polen und zur Hälfte aus
oberſchleſiſchen Deutſchen zuſammenſetzte.“

Eine Note an General Le Rond.
Der deutſche Bevollmächtigte für den Abſtimmungs-bezirk Oberſchleſien hat dem Keaſidenten der Jnteralli-

ierten Kommiſſion in Oppeln, General Le Rond, am
14. September eine Note übergeben, daß die deutſche Re
gierung im Beſitz von polviſchen Operationsplänen iſt,
die einen neuen Beweis dafür abgeben, daß die Abſicht
einer gewaltſamen Beſetzung Oberſchleſiens durch die4 Polen beſteht. Es werden in dieſer Note genaue Angaben
darüber gemacht.

Die deutſche Regierung hat ſich mit ihrer Note an
arten Y den Präſidenten der Jnteralliierten Kommiſſion in Op-

peln gewendet und gleichzeitig Schritte bei der polniſchen
achtung der Friedenskonferenz, dem Papſt und den
Kabinetten in London, Paris und Rom unternommen.
Es handelt ſich um einen erneuten dringenden Alarm-

nen. ruf, geſtützt auf Doknmente, deren Nachprüfung das Aus
emnruf wärtige Amt dem General Le Rond anbicetet. Hoffent
823. ch erfolgt dieſe Nachprüfung mit größter Beſchleu

Le Rond nach Paris berufen.
Paris, 16. Sept.

nach Paris berufen, um vor der Botſchafterkonferenz
über die Zuſammenfetzung und das Funktionieren der
Kommiſſion für Oberſchleſien angehört zu werden.

Verweigerte Einreiſe.
Einer Deputation der ruſſiſchen Gewerkſchaftsbundes iſt,
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e, zner Nachricht aus Hamburg zufolge, die Einreiſe n
tſchland verweigert worden. Vermutlich handelt es ſi

urg, um einen Mißgriff untergeordneter Stellen, der wieder repa
riert werden wird, nicht um eine Aktion der deutſchen Reichs
regierung. die dann grundſätzlich auf das allerentſchiedenſte
verurteilt werden müßte. Die bürgerliche Regierung Deutſch
lands mag ja reichlich unter der Volſchewiſtenangſt leiden,den der ah0 die Negierunges anderer Staaten beſallen ſind,

Um Frankreichs Präſdenteuſtuhl

Man rechnet weiter damit, daß das Parlament im Laufe
der nächſten Woche zuſammentreten werde.

Der kranke Deschanel.
Paris, 16. Sept. Wie „Temps“ mitteilt, ſah am

10. September gegen 6 Uhr morgens ein Angeſtellter des
Schloſſes Rambouillet, als er ſiſchte, den Präſidenten
Deschanel auf ſich zukommen. Der Präſident wünſchte
ihm guten Erfolg und ging weiter. Plötzlich ſah der
Fiſcher den Präſidenten mitten im Kanal, der glücklicher-
weiſe an dieſer Stelle nicht tief iſt, bis zur Mitte ſeines
Körpers im Waſſer. Der Angeſtellte rief um Hilfe und
der Präſident wurde ſofort ins Schloß zurückgebracht,
hatte aber von dem Vorfall keine Ahnung mehr.

Paris, 16. Sept. Millerand hatte am Donnerstag
nachmittag eine Beſprechung mit Deschanel, der ihm mit
teilte, daß er wegen ſeines dauernden ſchlechten Geſund-
heitszuſtandes zurückzutreien beabſichtige. Deschanel

dem Miniſterpräſidenten Kenntnis von der Bot-

(Havas.) General Le Rond wurde

chaft, die er zu dieſem Zweck an die Kammer richten
werde.

aber das würde ſie noch nicht berechtigen, aus Angſt Dumm-
r zu begehen, wie ſie von den andern auch begangen
werden.

Heute ſollte es jedem klar ſein, daß es nur ein Mittel
gibt, um die Arbeiterſchaft vor dem Bolſchewismus zu be
wahren, aber ein Mittel, das ſicher hilft, und das iſt die
Erkenntnis der in Rußland wirklich herrſchenden Zuſtände.

Ohne die Blockade. die materielle und die geiſtige 5
Bolſchewismus niemals eine ſolche Anziehungskraft auf
europäiſche Arbeiterhirne ausüben können, wie er ſie tat-
ſächlich ausgeübt hat. Solange Rußland vom Verkehr mit
der übrigen Welt ſo gut wie vollſtändig abgeſchloſſen war,
waren die dort herrſchenden Zuſtände von einem Schleier
abenteuerlicher Romantik urnfloſſen, vielen Arbeitern erſchien
deshalb Rußland als das Land der Verwirklichung ihrer
Jdeale, als ein ſozialiſtiſ es Märchenland, wenn nicht gar
Schlaraffenland. Je mehr aber die geiſtige Blockade ſich
lockerte, deſto mehr zerſtieben alle Jlluſionen, um einer nüch-ternen Erkenntnis Vlah zu machen. Darum ſoll man auch
den ruſſiſchen Gewerkſchaftsvertretern den Weg nach Deutſch
land ſoweit wie möglich aufmachen. Die Wahrſcheinlichkeit,
daß ſie in Deutſchland neue Anhänger gewinnen. iſt erheblich
kleiner als die, daß ſie ſelber mit einigen Belehrungen nach
Hauſe zurückkehren.

Ein eigentümlicher Kabinettsbeſchluß.
Wie wir von unterrichteter Seite erfahren, iſt außer

den zwei Mitgliedern der ruſſiſchen Gewerkſchaftsdele-
gation, denen die Einreiſe bereits geſtattet worden war,
durch Kabinettsbeſchluß vier weiteren Mitgliedern der
Delegation die Genehmigung zur Einreiſe erteilt wor-
den. Die Namen dieſer Mitglieder lauten: Lebedeff,

Kiſileff, Lawrentiew, Antoſchkin. Dem die Delegation
begleitenden Hilfsperſonal ſowie ſieben weiteren Mit-
der der Dolegation iſt die Einreiſe nicht freigegeben
worden.

Wir können dieſe Maßnahme der deutſchen Regie-
rung nur als eine Halbheit bezeichnen. Nachdem man
ſich nun einmal zu dem Entſchluß durchgerungen hat,
ſechs Gewerkſchaftsvertreter hier zuzulaſſen, ſtand u. E.
nichts mehr im Wege, auch den übrigen ſieben Dele-
ierten die Einreiſe freizugeben. Die Maßnahme des
abinetts wird unnötig böſes Blut erregen, und es ſollte

alles peinlichſt vermieden werden, was nach einer Brüs-
kierung Rußlands ausſieht.
Für die Einreiſe der ruſſiſchen Gewerkſchaftsdelegation.

Die Regierung hat, wie ſchon berichtet wurde, einem
Teil der ruſſiſchen Gewerkſchaftsdelegation die Einreiſe-
erlaubnis bisher verſagt, und zwar handelt es ſich um
die ruſſiſchen Gewerkſchaftsvertreter der Textilarbeiter,
Metallarbeiter, Bergarbeiter und der Angeſtellten. Um
auch für dieſe Delegierten die ſofortige Einreiſe zu er
wirken, iſt eine Deputation, beſtehend aus den beteilig-
ten deutſchen Arbeitergewerkſchaften und einem Afa-
Vertreter, beim Außenminiſter Simons vorſtellig ge
worden. Es wurde in einer eingehenden Ausſprache
nachdrücklichſt darauf verwieſen, daß die ruſſiſche Dele-
ation, die ſich aus den wichtigſten Berufsgruppen zu
ammenſetzt, nur vollzählig ihre Aufgabe eines Mei-

nungsaustauſches über die großen Wirtſchaftsfragen er
füllen könne. Der Miniſter hat eine beſchleunigte Ent-
ſcheidung in Ausſicht geſtellt.

Parteitag der U. S. P. am 12. Oktober.
Der Parteitag der Unabhängigen iſt auf einen frühe

ren Termin, und zwar auf den 12. Oktober einberufen
worden. Wie die „Freiheit“ ſchreibt, mit Rückſicht aufdie politiſche Lage und viele brennenden wirtſchaftlichen
und politiſchen Fragen, ſowie mit Rückſicht darauf, daß

Her Reichstag bereits am 18. Oktober zuſammentritt.

ge, hätte der

GroßBerlin und das Bürgertum.
Dazu wird uns aus Berlin geſchrieben:
Die Neuwahlen zum Groß-Berliner Magiſtrat, die

im vollen Gange ſind, haben im Bürgertum großes Miß
fallen erregt. Wie bekannt, beſteht die Berliner Stadt
verordnetenverſammlung aus hundert Bürgerlichen,
darunter 16 Demokraten, einigen 80 Unabhängigen und
einigen 40 Sozialdemokraten. Soweit Parteileute auf
die beſoldeten Poſten im Magiſtrat geſetzt werden, wäh-
len nun die beiden ſozialiſtiſchen Parteien, die in der
Mehrheit ſind, Sozialiſten verſchiedener Richtungen; da
neben bleiben eine ganze Anzahl von Fachleuten im
Amte, die den bürgerlichen Parteien angehören oder
naheſtehen.

Dies zunächſt der Tatbeſtand. Wir haben gegen die
Taktik der ſozialdemokratiſchen Fraktion im Berliner
Rathaus lebhafte Bedenken und haben ſie rechtzeitig
r Die Sozialdemokraten in der Groß-Berliner Stadtverordnetenverſammlung ſahen ſich fol
gender Situation gegenüber: die Unabhängigen ſtellten
gewiſſe Mindeſtforderungen für die Zuſammenſetzung
der neuen Stadtverwaltung auf und erklärten, im

alle ihrer Nichtannahme ſich am Magiſtrat nicht betei-
igen zu wollen. Unſere Fraktion hätte dann den Ma-
giſtrat gemeinſam mit den Parteien ein-en der Deutſchnationalen beſetzen müſſen oder ſie
hätte ſich gänzlich zurückziehen müſſen, wie das die Un
abhängigen im Reiche getan und dann hätte die
bürgerliche Mehrheit Mehrheit nur gegenüber den
Unabhängigen allein die Verwaltungspoſten unter
ſich verteilt. Beides erſchien der ſozialdemokratiſchen
Fraktion mit Recht im hohen Maße unerwünſcht; ſie
wollte nicht da, wo die Unabhängigen ſich zur Mitregie-
rung drängen, ſie zurückſtoßen und ihnen die bequeme
Rolle des verantwortungsloſen Kritikers gönnen. Unter
dieſen Umſtänden entſchloß fich die ſozialdemökratiſche
Fraktion, nachdem ſie von den en Forde-
rungen ſo viel abgehandelt hatte, als die Unabhängigen
nachließen, den Reſt zu ſchlucken. Der „Vorwärts“-Re
dakteur Karl Wehmuth, der ſelbſt in dieſer Stadtver-
ordnetenfraktion eine leitende Rolle ſpielt und ihre Be
ſchlüſſe im „Vorwärts“ lebhaft verteidigt hat, geſteht
ſelbſt zu, daß die Sozialdemokratie mit ihrer Entſchei
dung eine Dummheit hat; aber die ſei in einer
Situation geweſen, in der ſie nur zwiſchen zwei Dumm-
heiten zu wählen hatte, und ſie habe die kleinere Dumm-
heit gewählt. Denn das Ergebnis, daß eine ſozialdemo-
kratiſche Mehrheit in GroßBerlin zu einer rein bürger-
lichen Verwaltung durch Mitſchuld der Sozialdemo-
kratie führe, wäre den Berliner Arbeitern ganz gegen
den Strich gegangen.

Man muß ohne weiteres zugeben, daß die a der
ſozialdemokratiſchen Stadtverordnetenfraktion in Groß-
Berlin ſchwierig war und die Entſcheidung zweifelhaft
ſein konnte. Wir für unſere Perſon hätten anders ent
ſchieden. Wir hätten es ſelbſt vorgezogen, unter Vor
behalt und Verwahrungen für einen rein unabhängigen
Verwaltungsapparat zu ſtimmen, als die direkte Mit-
verantwortung für das Schickſal einer Verwaltung zu
übernehmen, die bei dem überragenden Einfluß der Un
abhängigen nach unſerer feſten Ueberzeugung zu nichts
Gutem führen kann. Wir fürchten ſehr, daß die fana-
tiſchen Kommuniſten, welche die Hauptmaſſe der Ber-
liner U. S. P.-Wähler darſtellen oder doch wenigſtens
ankreiden, in jedem Falle weiter unabhängig oder kom-
muniſtiſch wählen werden, daß die Anhänger
der S. P. D. ſie für die Folgen unabhängiger Experi-
mente verantwortlich machen werden, die ſie nicht hin-
dern konnte. Wir fürchten für die Zukunft Groß-
Berlins und für die Zukunft unſerer Partei in Groß-
Berlin. Wir hätten es vorgezogen, daß die Sozialdemo-
kratie ſich auf den Standpunkt geſtellt hätte, der Ma-
giſtrat ſei keine politiſche Körperſchaft, ſondern eine Ver
waltungsbehörde. Hätte man danach die Perſonen aus-
gewählt und hätte die U. S. P. dann ihre Mitarbeit ver
weigert, ſo hätte man das in Kauf nehmen müſſen.
Aber wir erkennen gern an, daß auch für die Haltung
unſerer Genoſſen in der Stadtverordnetenfraktion gute
Gründe ſprechen.

Der bürgerlichen Parteien hat ſich eine große Auf
regung bemächtigt. Die Deutſchnationalen ſuchen ſie
auszunutzen, indem ſie in der Landesverſammlung den
Antrag eingebracht haben, die weitere Ausführung des
Geſetzes Groß-Berlin auf unbeſtimmte Zeit zu ver-
tagen. Wir würden es für eine Rieſendummheit halten,
wenn Zentrum und Demokraten darauf hereinfielen.
Geſetz iſt Geſetz, und wie die Wähler in Groß-Berlin ſich
gebettet haben, ſo müſſen ſie liegen. Die Bürgerlichen
Parteien würden durch eine Geſetzesänderung, die ein
wahres Ausnahmegeſetz wäre, ſich ſelbſt ins bitterſte Un
recht ſetzen, und die Unabhängigen, denen jetzt gewiß
vor der Uebernahme einer ſchweren Verantwortung
nicht ganz wohl iſt, würden die triumphierenden Gewin-
ner ſein. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Sozialdemo-
kratie einem ſolchen Geſetz, das praktiſch Groß-Berlin
wieder aus der Welt ſchafft, den heftigſten Widerſtand
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enitgegenſeven würde. UNeberhanpt iſt es
aus den Berliner Vorgängen Schlüſſe auf die allgemeine
Politik und Geſetzgebung ziehen zu wollen. Berlin iſt
ſtets ein Sonderfall geweſen: zu der Zeit, als die Kvali-
tion am feſteſten war, gehörte die Zentrumspartei in
GroßBerlin dem Block der Rechtsparteien an, und
niemand hat daran, Anſtroß genommen. Man laſſe ger
Berlin ſeinen Weg gehen: Werden Fehler acht, ſo
wird die Volkswahl ſie das nächſte Mal korrigieren.

Ein Verblendeter.

Geſtern brachten wir eine Beſprechung des Erz-
vergerſchen Buches über ſeine politiſche Tätigkeit wäh-
rend des Krieges. Aus der Fülle des Stoffes die es
bietet, greifen wir ſeine Darſtellung einer Unterredung
der Parteiſührer mit Wilhelm II. heraus, die am
20. Juli 1917, nach dem Rücktritt Bethmann-Hollwegs
unmittelbar nach der Friedensreſolution ſtattfand. Erz-
berger ſchreibt:

Nach der Vorſtellung wurden in einem anliegen-
den Zimmer einzelne Abgeordnete vom Kaiſer in Unter-
redung gezogen; r auch der heutige Reichspräſi-
dent Ebert. Bei dieſen Beſprechungen würden anfangs

mehr allgemeine, nichtpolitiſche Dinge erörtert. Erſt
nach Verlauf Zngeder Zeit bildete ſich ein größerer Kreis
um den Kaiſer, der dann auf die aktuelle Politik ein-
ging. Zu allgemeiner Ueberraſchung führte der Kaiſer
unter anderm aus, es ſei ſeh rgut, daß der Reichstag
einen „Frieden des Ausgleichs“ wünſche (die Reichs-
tagsreſolution enthielt gerade dieſes von der r

eeresleitung mit Zähigkeit g. orderte, recht unklare
ort nicht); das Wort Ausgleich ſei ausgezeichnet, das

abe der da dabei zeigte er auf den ihn mit Zigaretten
edienenden Vizekanzler Helfferich erfunden. Der

Ausgleich beſtehe aber darin, daß wir von den Feinden
Geld, Rohſtoffe, Baumwolle, Minette, Oele wegnähmen
und aus ihrer Taſche in unſre Taſche überführten; das

ein ganz famoſes Wort. Die Mitglieder der 5
eitsparteien ſahen zu ihrem Schrecken, daß der Kaiſer

nicht nur nicht informiert war über das, was ſie woll-
ten, ſondern ſie fühlten ſich durch dieſe Ausführungen
ogar verhöhnt. Die weiteren Auslaſſungen des Kai-
ers bewegten ſich in derſelben Richtung; England und
merika hätten ein Bündnis geſchloſſen, um mit Japan

nach dem r abzurechnen; er wiſſe beſtimmt, daß
Rußland ſich mit Japan zum Gegepo verbündet hätte.Ferner erklärte er, der Perige Krieg werde zwar nicht

mit einer Niederlage Englands endigen, aber am
Schluſſe des Krieges werde eine große Verſtändigung
mit Frankreich herbeigeführt werden, und dann werde
ver ganze europäiſche Kontinent unter ſeiner, des Kai
ers, Führung den eigentlichen Krieg, den Krieg e
ngland, den er als einen „zweiten Puniſchen ieg“

bezeichnete, beginnen. Das Entſetzen unter uns Abge-
vrdneten ſteigerte ſich. Auf die einige Tage zuvor ſtatt

Schlacht in Galizien eingehend, erwähnte
er Kaiſer, daß die preußiſche Garde unter ſei

nes Sohnes Fritz „den Ruſſen den demokratiſchen Staub
aus den Weſten“ geklopft hätte. „Wo die Garde auf-
tritt, da gibt es keine Demokratie“, fügte der Kaiſer nochwörtlich bei. Zu mir gewendet, pprac er dann über die

von mir bezweifelten Erfolge des U-Boot-Krieges: an
der Oſtküſte Englands befände ſich ein ganzes Trümmer-
feld von Schiffen; in zwei bis drei Monaten würde Eng
land erledigt ſein; in Auſtralien ſeien vier Millionen
Tonnen Getreide frachtbereit, aber England könne ſie
nicht holen. Schließlich meinte der Kaiſer: „Meine Offi
iere melden mir, daß ſie überhaupt kein feindliches

Schiff auf hoher See mehr antreffen.“ Jch exwiderte, daß
es mir dann um ſo unverſtändlicher ſei, daß der Admiral-
ſtab doch jeden Monat die Verſenkung von 600 000 Ton-
nen Schiffsraum und mehr melden könne. Mit unwil-
kliger Bewegung wandte mir darauf der Kaiſer den
Rücken zu. Zum Ausbau der Waſſerſtraßen übergehend,
entwickelte der Kaiſer den phantaſtiſchen Plan, die untere
Donau bei Cernawoda dem Trafanswall entlang nach
dem Schwarzen Meer abzuleiten: dann ſitze die inter
nationale Donaukommiſſion in Braila bald auf dem
Trockenen; für „Rumäniens Treubruch“ ſei die verdiente

anz verfehlt, Strafe ſchon erfolgt. Auf meinen Hinweis anf das ſehr
arme, rumäniſche Volk, das vielfach nur mit einem Hemd
bekleidet ſei, antwortete der Kaiſer, daß er als junger
Prinz eine Zeitlang im Auswärtigen Amt beſchäftigt ge
weſen ſei; da habe ihm Bismarck einmal geſagt: „So-
lange die Leute im Oſten das Hemd über der Hoſe tra-
en, ſind ſie anſtändig Kerls: wenn ſie aber das Hemd
n der Hoſe tragen und dazu einen Orden auf der Bruſt,

ſo ſind ſie Schweinehunde. Damit ſchloß lachend die
Unterhaltung. Die ganze Unterredung zwiſchen dem
Kaiſer und den Abgeordneten war nicht nur im höchſten
Grade verunglückt, ſondern ſie war der tiefſte Spatenſtich
zum Sturz des bisherigen Regimes. Ergraute Abge-
ordnete, die vom parlamentariſchen Syſtem bis daſin
nichts wiſſen wollten, ſprachen es an dieſem Abend offen
aus, daß das ſeitherige Syſtem Deutſchland ins Unglück
führen müſſe.

Lenin gegen dittmann.
Er würde ihn hinrichten laſſen.

Die „Freiheit“ meinte vor einigen Tagen ſpöttiſch es
klang ziemlich kläglich der Sturm, der jetzt durch die
Reihen der revoltionären Arbeiterſchaft geht, bleibe auf der
Partei der Rechtsſozialiſten ohne Eindruck. „Die fortge
ſchrittenſten Teile der deutſchen Arbeiterklaſſe ringen um die
ſchwierigſten Probleme der Zeit, im Sumpf der S. P. D.
aber quillen nur einige Blaſen auf.“

iz dieſe ſchwierigſten Probleme, um welche die Un
abhängigen ſo ſtürmiſch ringen, beſchaffen ſind, dar
über bringen wir im Folgenden eng Mitteilungen. Es
iſt die Gier nach dem Mord an den politiſchen Gegnern ſelbſt
wenn er aus der eigenen Klaſſe ſtammt. Gegen einen Sturm
mit ſolchen Zielen werden wir natürlich immer eine feſte
ren bilden, die nicht jeder Hauch ins Wanken
ringt.

er Berliner Korreſpondent der „Daily News“, Mr. J.
C. Segruo, hat, wie er der „Dena“ mitteilt, an Lenin die
Anfrage gerichtet, welche Erwiderung die Sowjetregierung
auf die von den deutſchen Unabhängigen a An
griffe zu geben hätte. ganz beſonders ſoweit ſie die Anklage
der Hinrichtungen zahlreicher Gegner des Bolſchewismus be-
treffen. Segruo hat heute daraufhin von Lenin folgendes
Funktelegramm als Antwort erhalten:

„Jch bitte feſtſtellen zu dürfen, daß die Atacken, die von
Mitgliedern des rechten Flügels der deutſchen Unabhängigen
von der Art des Herrn Dittmann und gewiſſen Angehörigen
der britiſchen Labour-Party gegen den Bolſchewismus ge-
ritten werden, mich in keiner Weiſe in Erſtaunen ſetzen. Jn
der Rede. die ich auf dem letzten Moskauer Kongreß der
Kommur'ſſtiſchen Jnternatjonale hielt, wies ich nach, daß die
Auffaſſungen und Grundſätze Dittmanns und Criſpiens ſich
durchaus mit denen Kautskys decken. Es iſt ganz natüpvlich,
daß Kautsky wie Criſpien und Dittmann mit dem Bolſche-
wismus unzufrieden ſein müſſen. Es wäre in der Tat auch
höchſt bedauerlich, erregte der Bolſchewjsnus die Zufrieden-
heit ſolcher Leute. Es iſt nur natürl'ch. daß ſoſche bour-
geoiſen Demokraten der vorßezeichneten Art, die ſich in nichts
von unſeren Menſchewiki unterſcheiden. in dem Entſcheidungs-
kampf zwiſchen Proletarigt und Bourgeoiſie ſehr häufig im
Lager der Bourgeoiſie ſich finden. Die Hinrichtungen ſcheinen
Dittmanns Ewrörung erregt zu haben. aber in ſoſchen Fällen,
wie er ſie im Auge Fat, verſteht es ſich ron ſelbſt, daß revo
lutionäre Arbeiter Menſchewiſten hinrichten, eine Tatſache,
die ſelbſtverſtändlich ihm nicht zuſagen kann. Es wäre wahr-
haftig eine traurige Sache für die Dritte Jnternationale,
wenn Leute von Dittmanns Art, ganz gleich. ob ſie Deutſche,
Fzefen oder Engländer ſind, in ihren Reihen zugelaſſen
würden.

Wenn, wie Sie anführen, die Berichte der britiſchen,
franzöſiſchen und deutſchen Arbeiterabordnungen über Ruß-
land der Soche des Bolſchewismus mehr Abbruch getan
haben, als alle antibolſchewiſtiſche Propaganda zuſammen
genommen. ſo nehme ich mit Freuden die logiſchen Folge
rungen daraus bin. Jch mache hiermit ein Anerbieten an
die antibolſchewiſtiſche Bourgeoiſie aller Länder: Laßt ſie
und mich daßin übereinkommen. daß Abordnungen aus allen
Ländern nach Rußland geſchickt werden. die ſich aus Arbei-
tern, Kleinbauern und ſolchen Perſonen zuſammenſetzen,
deren Arbeit dem Kapital einen Profit ſchkafft! Laßt dieſe
Delegationen einen Monat eder zwei in Rußland bleiben!
Wonn die Berichte dieſer Abordnungen der Sache der anti-
bolſchewiſtiſchen Propaganda förderlich ſind, ſo kann die

internationale Bourgeo'ſe die dadurch entſtehenden Unkoſten
aut und gern tragen. Jedoch. troß des Uwſtandes. daß wir
in Rufland arm und ſind, die Bourgeoiſie aller
HKänder dagegen reich und ſtark. finde ich mich bereit, auf die
Sawfetregierung binzuwirfen, daß ſie drei Viertel der Aus
aghen für die erwähnten Abordnungen auf ihre Schuſtorn
nimmt und es den internationalen Miſſionären überläßt,
nur ein Viertel der Unkoſten zu beſtreiten.

Inland.

Die übergetretenen ruſſiſchen Truppen.
Königsberg, 15. Sept. Der Abtransport der nach

Deutſchland übergetretenen ruſſiſchen Truvpen iſt vor-
ausſichtlich in einigen Tagen beendigt. Sodann ſollen
bis Mitte Oktober die Wälder im Süden und Oſten und
in der Umgegend der Lager ſyſtematiſch nach flüchtigen
Ruſſen abgeſucht werden. Die aufgebotenen Ortswehren
werden bis zu dieſem Zeitpunkt allmählich vermindert;
ein Teil der aufgebotenen Grenzwehr wird voraus-
ſichtlich noch vorher entlaſſen werden können.

Vorbildliche Lehrer.
Berlin, 16. Sept. Jm Lehrerverband Berlin ſollte

heute abend der von den Sozialdemokraten zum Ober-
ſchulrat von GroßBerlin vorgeſchlagene Dr. Löwen-
ſt ein über Grundfragen der ulentwicklung der
Stadtgemeinde Berlin ſprechen. Die Verſammlung
wurde aber andauernd geſtört, ſo daß der Verſammlungs
leiter die Verſammlung vorzeitig ſchließen mußte.

Die „wertloſen Milchkühe“.
Obwohl wir o in der tiefſten Lebensmittelnot

tecken, beginnt das Agrariertum bereits wieder gegen
ie Einfuhr ausländiſcher Lebensmittel Sturm zu lau-
en. Es iſt bekannt, auf welche Widerſtände das Anerx-
teten amerikaniſcher Menſchenfreunde ſtieß, Deutſch-

land 100 000 Milchkühe geſchenkweiſe zukommen zu laſ-
ſen. Die Meldung, daß die erſten 2500 Kühe ſchon ab
gegangen wären, hat ſich als irrig erwieſen. Geheime
Mächte wiſſen den Transport noch um Wochen und
Wochen hinauszuzögern.

Wo dieſe Mächte zu ſuchen ſind, darüber iſt man
ſich bald im klaren, wenn man in der „Deutſchen Tages-
zeitung“ tiefgründige Betrachtungen darüber lieſt, daß
das Geſchenk von einigen tauſend Milchkühen für uns
ganz wertlos wäre. ühe hätten wir in Deutſchland
genug. bloß an Futter fehle es ihnen, die geſchenkten
W würden den deutſchen Kühen nur das Futter fort
reſſen.

Wenn dieſe Beweisführung richtig iſt, dann bleibt
eins vällig unbegreiflich! Warum hat gerade die
„Deutſche Tageszeitung“ und die ihr geiſtesverwandte
Preſſe in allen Tönen ſittlicher Entrüſtung gegen die
Abgabe von Milchklühen proteſtiert, die uns der Frie-
densvertrag von Verſailles vorſchrieb Haben hbenn die
an Frankreich und Belgien abgelieferten Kühe den an-
deren kein Futter weggefreſſen? Damals war in der
„Deutſchen r itung“ nur zu leſen, daß die Entente
regierungen ſolche Barbaren und Schufte wären, daß ſie
den deutſchen Säuglingen und Kranken ihre Milchkühe
wegzunehmen ſich nicht ſcheuten. Jetzt, wo wir für dieſegoßt Erſatz bekommen könnten und ſogar W
Erſatz lehrt uns die agrariſche Preſſe, daß dieſe Kühe
zu nichts gut ſien als den anderen Kühen das Futter
wegzufreſſen. Erkläret mir Graf Oerindur, dieſen Zwie
ſpalt der Natur!

gez. Lenin.“

Ausland.

Kamenews Geſchäfte mit Kromuwelen.
Amſterdam, 16. Sept „Telegraaf“ meldet aus Lon

don: Downingſtreet ließ der Preſſe eine ausführliche
Erklärung zugehen. Darin wird hervorgehoben, daß die
Regierung Beweiſe für die Teilnahme Kamenews an dem
Verkauf der Diamanten in Händen habe. Er habe ſeiner
Regierung mitgeteilt, daß er für 40 000 Pfund Sterling
Diamant'n, verkauft und dies Geld dem „Daily Herald

Butu Simba's Miſſion in Europn.

Eine Negergeſchichte von H. Thurow.

g83. Fortſetzung. (Nachdruck verboten.
Als der Landsmann eben mit einem Eimer Unrat vorbei-

kam, fragte Butu: „Wer biſt du?“
Der andere ſagte mit einem Grinſen der Verwunderung:
„Jch bin Balibu; iſt denn dein Verſtand immer noch auf

Reiſen
Butu horchte auf und grübelte dann in ſich hinein. End-

kich ging ihm ein Schimmer von Erkenntnis auf. Seine
abgemagerten Backen wölbten ſich unter einem Lächeln.

Der andere ſtellte ſeinen übelriechenden Eimer ab und
fing an, geheimnisvoll zu flüſtern:

„Butu, du kommſt von den Toten. Die Geiſter in dir
waren entflohen. Da haben ſie dich auf einen Tiſch gebun
den und wieder Leben in dein Gehirn gezaubert.“

„Wer denn
„Die Wunderdoktoren hier im Hauſe.“
Butu grübelte ſcharf. Ein paar Bilder ſchwankten in

ſeinem Gedächtnis auf. Er ſah von ungefähr die beiden
Krankenſchweſtern und hörte das Klirren der Operations-
werkzeuge.

„Wo ſind wir, Balibu?“ fragte er, indem ſich die Schleier
vor ſeinem Blick etwas mehr lichteten.

m! bei den Ali, den Feinden!“
Sie ſchwiegen eine Weile.
Dann fragte Butu:
„Wie ſind wir hierher gekommen?“
Balibu erzählte eine lange Geſchichte. Wie der ganze Berg

unter Donnergebrüll einen Luſtſprung ge an und ſie verſchüttet
habe; wie ſie dann miteinander gefangen genommen und ins
Land der Feinde transportiert ſeien.

Butu nahm den Bericht gierig, wenn auch mit einigen
Zweifeln entgegen. So war es alſo nicht wahr, was er
ſelber angenommen hatte, daß ſie nämlich ein Dämon an
dieſen Ort getragen habe.

Balibu ſagte:
„Ein Ohr haſt du auch zu wenig!“
Butu griff an die Stelle, wo es fehlte, und ſeine Miene

verdüſterte ſich.
Balibu meinte trößtend.

J „Sie hätten dir gewiß ein anderes angeheftet, aber ſie
werden kein ſchwarzes gefunden haben.“

Dann weckte er die Erinnerung an Bakingo und andere
Gefährten. Jhrer mehrere hatte die Exploſion zerriſſen. Ba-
kingo war verſchwunden; man wußte nichts von ihm.

Bakingo? Nun wurde ein weiteres Stück Vergangenheit
in Butus Bewußt'ein lebendig. Um den Bruder hatten ſich
in der letzten Zeit doch einigemale ſeine Träume gedreht.
Auch von N'Bakoſch. ſeiner Geſponſtin, war ihm etwas durch
die Sinne gegangen. Mit dieſer hatte er irgendwie einen
Konflikt auszutragen gehabt, da ſich die Schöne, ſeiner Auf-
ſicht enthoben, allerlei Extravaganzen leiſtete, in denen auch
Kamu Puteng, der Zwerg, eine dunkle Rolle ſpielte.

Während Butus Gedanken ſo bis an den Aequator hinaus-
ſchweiften, ertönte in der Nähe ein barſches Befehlswort,
das Balibu galt:

„Marſch, du da mit dem Miſtkübel!“
Ein Unteroffizier, der die Runde machte, hatte es ge

rufen. Er ließ ſeinem Befehl noch einige Kraftſprüche fol
genz

„Schweineordnung Saubande!“
Balibu ſetzte ſich wieder in Bewegung. Nach einiger Zeit

kam er aber zurück Aus dem Aermel ließ er einen Gegen
ſtand hervorgleiten. Es war Butu Simbas Fetiſchfigur.

Mit triumphierender Gebärde gab er ſie dem Landsmann
Er hatte ſie aus einem Haufen Uniformlumpen gerettet,
ie in einem Winkel der Baracke aufgeſpeichert worden waren

und dann einen heißen Ofen paſſiert hatten. Der Holzheilige
hatte eine regelrechte Entlauſungskur mitgemacht. Die kleine
ſchiefmäulige Geſtalt war unverſehrt.

Butu tat einen ſchnellen Griff nach ſeinem Holzmännlein,
betrachtete es mit Jntereſſe und verfiel wieder in Sinnen.

Neuer Beſtimmung entgegen.
Als er wieder umherlaufen konnte und in der mit immer

neuen Patienten beſetzten Baracke überflüſſig wurde. beorderte
man ihn für eine Reiſe. Der Zug war gefüllt mit Soldaten,
aber Butu erhielt, zum erſtenmal in ſeinem Leben, einen
reſervierten Sitz zugewieſen. Jn der Meinung, daß man

etwas wichtiges mit ihm vorhabe, gab er ſich ein kriegeriſch
würdiges sehen und ſaß ſteil auf. Seiner Selbſtherrlich-
keit waren jedoch enge Grenzen gezogen. Sein Gegenllber

war ein Gefreiter mit aufgepflanztem Bajonett, der ihn zu
Kberwachen und abzulieſern hatte.

Der deutſche Soldat, ein ehemaliger Kolonialfreiwilliger,
wußte einige Brocken aus verſchiedenen Negerſprachen, mit
denen er Butu regalterte. Allein dieſer verſtand ſie nicht
und verzog gutmütig lächelnd den breiten Mund. Er begriff
jedoch ſo viel, daß der andere in ſeinem Jdiom reden wollte.
Das reizte ihn, zu zeigen, daß er ſeinerſeits auch ſchon deutſch
konnte: und aus dem Fenſter auf einen hohen Kamin deutend,
ſagte er plötzlich:

„Ko--lom-ſal!“
Das Wort durchbrach den Lärm der verworrenen Se

plauders im Wagen. Es mußte wohl prächtig zu Butus
Rieſengeſtalt paſſen, denn es erregte fröhliches Gelächter. Ein
hinter Butu ſitzender Soldat drehte ſich halb herum und
tätſchelte den Schwarzen auf die Schulter:

„Bravo, Burſche, du gehörſt zu uns!“
Der Erfolg verleitete Butu zu noch weiteren Ausrufen,

Er warf einige rüpelhafte Schimpfworte hin
„Saubande! Kamel! Miſtvieh!“
Brüllendes Gelächter quittierte dieſe Wortd.
Ein breitſchultriger Weſtfale rief:
„De Kerl hätt ſick ſchon ganz akklimatiſiert!“
Dann kam die Rede darauf, von welchem Teil der Front

dieſer Schwarze eingebracht ſein mochte.
„Sicherlich kann er auch franzöſiſch!“ meinte einer, und

um ſich zu vergewiſſern, ſagte er zu Butg:
„Cochon! (Schwein!)“
Butu ſah den Sprecher verwundert an und teilte ſofort

einige Proben ſeines franzöſiſchen Sprachſchatzes mit
„Ta gueule! (halt dein Maul) fou l'eamp (pack dich))

Neues Gelächter. Ein dicker Bayer rief dröhnend:
„Dös hab'n wir ja präzis au' g'lernt!“
„Der Kerl,“ meinte ein anderer, nimmt die ganze Kultur

in ſich auf!“
Ein Brandenburger warf auch ſeinen Witz dazwiſchen.
„Na, der Junge wird gut wenn der mal wieder zu

en e. e nnige der Krieger ſchüttelten vor Lachen.„Wenn man nur wüßte, ob er überhaupt ein Weib hatl
ſagte der Brandenburger weiter.

Um das von Butu zu erfahren, machte er ein paar zu
niſche Gebärden Butu verſtand ſie, ließ einen Angenbüe
den Kopf hängen und geriet plötzlich in Wut.
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Kamenew über Lloyd George,
Aer rt a. M., 16. Sept. Kamenew erklärte dem

Stockholmer Berichterſtatter der Frankfurter Zeitung“,
eine Reiſe nach Moskau ſei lange vor der letzten Aus
prache mit Lloyd beſchloſſen geweſen. Er
es für notwe ſt gehalten, der Weiſe eng münd-
lich eingehend über die engliſche Politik zu berichten.
Die Haltung Lloyd Georges gegenüber Rußland könne
als grundſatzloſe Politik gekennzeichnet werden, die je
nach den Erfolgen oder Mißerfolgen der Bolſchewiki hin-
und herſchwanke. Lloyd George wolle jetzt vom Frieden
mit Ru r r der c an nd Fem crung ni wiſſen, möchte aber ekeiten zum c preisgeben.

R nd l bußland ver eng egaus der polniſchen
Amſterdam, 16. Sept. Wie der „Telegraaf“ melnene Jiedensdele-on dem Vertreter des „Daily hroniete mitgeteilt,

aß die r ihre urſprüngliche Forderunge ehema erhalten um neue Angri ekunft zu verhindern. Agr ſte Ia Zu
u in der Wiener Sogzialdemokratie.

gien, 16. Sept. Jn einer geſtern von 1500 Bertrauensmännern Gerſatmntt der Sozial
re artei kam es zu einer ſcharfen Abrech-
nung mit den Kommuniſten, beir Erhrterung ſtanden
J ragen der Parteitaktik bei den kommenden Wahlen.

r.

lich-Sozialen oder mit anderen bürgerlichen Parteienaus und forderte eine Politik der Tat. e e en
ozialdemokratiſchen Rebner, insbeſondere der frühere

aatsſekretär für Auswärtiges, Dr. Otto Bauer, wende-
ten ſi en Dr. Frey und verlangten die Bildung

oſſenen Front nach rechts und die Aufrecht
erhaltung der Parteidiſziplin. In einer mit allen gegen12 Stimmen angenommenen Reſolution wurde das Vor-
gehen der Gruppe Frey als u Diſziplinbruch be-

zeichnet und die ſchärfſte Mißbilligung und Entrüſtun
W r Die Vertrauensmänner verlangten, da
die Arbeiterſchaft alle Kräfte für den Wahlkampf konzentriere und an der Einheitsfront unbedingt feſt zuhalten

Parteiſpaltung in der Tſchechoſlowakei.
Prag, 15. Sept. Die ſozialdemokratiſche Vertreter

konferenz beſchloß geſtern, die KoPartei ab n, mmuniſten aus der
Preußiſche Landesverſummlung.

W Kirche und Staat.ieder ſteht eine Fülle von Geſetzentwürfen auf der Tages
ordnung der Preußiſchen Landesverſammlung, darunter zwei von
beſonderer Bedeutung. Der e über die Umlegung von
gfandſtücen und der über die Erleichterung des Austritts aus der

e.

er erſtere gah natürlich der Rechten willkommene Gelegen
it gegen den verhaßten Landwirtſchaftsminiſter, den Genoſſen

raun loszuziehen. Daß unſer energiſcher Genoſſe eine ganz
beſondere Sympathie der Großagrarier und ihrer Gefolgſchaft ge
nießt, iſt von jeher bekannt. Heute glaubten ſie ihm Siedlungs-
feindlichkeit vorwerfen zu können und im Bruſtion ſchmalziger
Ueberzeugung führte der deutſche Volksparteiler

tendel ſogar Arbeiter ins Treffen, denen der Miniſter an
geblich die Siedlung verweigert hat. Genoſſe Braun war aber
auch hier auf dem Poſten und führte unter ſtürmiſchen Beifall der
r Linken aus, daß er es ſelbſtverſtändlich ablehne den
aatl'chen Grund und Boden jetzt an die Kreiſe zu verkaufen, die

ſich während des Krieges und der Revolution genügend Geld er-
wuchert und erſchoben hätten. Jhm kommt es vor allen Dingen
darauf an, die kleine Siedlung und zwar auf dem Pachtwege be

ders zu unterſtützen.

u Zum r über die Erleichterung zum Kirchenaustritt
gte Gencſſe Bubert in ausgezeichneter Rede den Standpunkt

unſerer Partei dar, dahingehend, daß Staat und Kirche reinlich
geſchieden werden müßten und daß die Kirche geſetzlich nichts
anderes ſei als ein Verein und ihre Mitglieder nach den dafür
eltenden Normen zu behandeln ſeien. Jm Gegenſatz zu dieſen
naßvollen ruhigen Ausführungen ſtand die leidenſchaftliche Rede
Poxf Hoffmanns, der ſein Steckenpferd den Kampf gegen die
er mit mehr Feuer als Klugheit ritt und in ſeiner heftigen
ede wenig Einſicht in die Kulturgeſchichte des Abendlandes be

vies. Das die bürzerlichen Par ien insbeſondere natürlich
das Jentrum darauf entſprechend reagierte. iſt ſelbſtverſtändlich.

Genoſſe Heilümann erinnerte ſie jedoch in ſeiner ſcharf zu
gwwitten eiſe daran, daß ſie keine Veranlaſſung haben, ſich über
i Sozia? demokratie zu beſchweren, wenn ſie ſelbſt wie Herr

Faßbender den Kirchenaustritt mit der Gottloſigkeit gleich-
en Die Sozialdemokratie umfaßt Kofeſſipsloſe und Kirchen
vier 4 r mpft die Kirche nicht, ſondern verlangt nur Ge

nsfreihr it.
n Schliehlich warde das Geſetz angenommen leider auch die
erſchlechterungsanträge der bürgerlichen Parteien. Dagegen
ingen di Anträge der beiden ſoztatfſtiſchen Fraktionen nicht durch.
e Demokraten gingen ſtramm mit dem körgerlichen Block. doch

inen ſich einige ihrer Leute vor der Entſcheidung gedrückt zu
haben, d n ent e r ar des a en deranderen Parieien. Am Fre w endesverſammlungwegen der Vergewaltigung a B.rlihen in Loberſchleßen und J

unkternom So
fund Ster- ſ austr ſetzes vornhmen.

Gottloſigkeit mit blöder materia

rey ſprach ſich gegen jede Koalition mit den Chriſt-

lel proteſtleren uny dann die dritte Leſung des Kirchen

7

Abg. Heilmann (Soz.): Wenn Herr Dr. benderden Kirchenaustritt mik Gottlo t hen und
iſtiſcher Geſinnung, ſo

iſt das eine Beleidigung aller Andersdenkenden. Da darf
er ſich nicht beklagen, wenn der Abg. Hoffmann auf
r 7 und Aehnliches zu ſprechen gekommen iſt. Die Sozialdemokratie iſt ebenſowenig iden-
tiſch mit dem Komitee „Konfeſſionslos“, wie mit dem
„Bund h r Kirchenfreunde“. Aber Mit-lieder beider Organiſationen ſitzen in unſeren Reihen.

tie Sozialdemokratie als ſolche iſt alſo nicht religions
eindlich, Herr Linz. Wir wollen dieſes Geſetz weder zur
ropaganda für noch gegen den Kirchenaustritt benutzen.

Der Zentrumsführer Gröber hat ja übrigens das Recht
der Landesverſammlung, den Kirchenaustritt zu behan
deln, überhaupt verneint. (Hört! Hört!)) Wir können
nach der Reichsverfaſſung nur die rein formalen Fragen
löſen. gert önnen wir nur die Steuerpflicht
regeln, und die iſt doch nicht ſo wichtig, daß wir eineUe erkegungsfriſt ihretwillen einführen müſſen. Schafft
es r (nach rechts Kreuze von einem Menſchen noch
Geld für hre kirchlichen Zwecke anzunehmen, der erklärt, daß er Jhnen völlig fernſteht? Den Leuten noch

und ihnen ein paar Steuergroſchen aus der
Taſche zu ziehen, nötigt wahrlich keine Achtung ab.

r V
Die Postbezieher der

„Volksstimme“
bitten wir, dem Poſtamt oder Poſtboten

baldigſt den
Bezugsprels für Oktober. 5. M.
oder 15, Mk. für das 4. Quartal (Beſtell-
geld extra) zu zahlen, weil nach einer Ver
fügung des VReichspoſt miniſteriums die

Erneuerung des Postbhezuges vom 15.-20.
erfolgen ſoll.

Unſere Leſer wollen dies beachten und ſich
damit den ungeſtörten Weiterbezug ihrer

Zeitung ſichern ſowie

der Volksstimme neue leser
zur Erfüllung ihrer erzieheriſchen Aufgaben
für Demokratie und Sozialismus werben.
Die Einzahlung des Bezuaspreiſes an das
Poſtſcheckkonto Nr. 87 573, Leipzig, ent-
bindet die Bezieher von der Zahlung des

Beſtellgeldes.

Verlag Volksstimme G. m. b. H.

h
(Sehr gut! bei den Soz.) Die Angſt vor Maſſenaus-
tritten iſt uns gänzlich unbegreiflich. Unter dem vor-
züglichen Geſetz der Volksbeauftragten iſt kein einziger
n vorgekommen, daß eine Kirchengemeinde durch

aſſenaustritte in ihrem Etat vollkommen erſchüttert
worden wäre und ihre Schulden nicht hätte bezahlen
können. Die Erſchwerungen des Austritts können doch
nur den Zweck haben, Leute feſtzuhalten, die innerlich
mit der Kirche längſt fertig ſind, aber nur die Formali-
täten ſchonen, die mit dem Austritt verbunden ſind.
Können Sie ſich wohl dabei fühlen, wenn Sie Mitgliedet
in der Kirchengemeinde u die gar keine innere
eegirmg mehr mit der Religionsgemeinſchaft haben und
loß wegen der Unbequemlichkeiten drinbleiben? Man

t viel geſprochen von Terrorismus in Gewiſſens-
ragen. Es gibt Gläubige, die meinen, ein gutes Werk

zu tun, wenn ſie u ngleawige ſchikanieren und umge-
ehrt. Geſündigt wird auf allen Seiten. Auf kirche

lichem Gebiet hat die Maſſe derer das Uebergewicht, die
in der Kirche dringeblieben iſt, und ſie ſollte nicht Terro-
rismus gegen die Minderheit üben. Das Kirchenaus-
trittsgeſetz iſt nicht, wie der Abg. Linz behauptet hat, ein
Kirchenverfolgungsgeſetz, kein der Revolu
tion, der vernichtet werden muß. Bei den Ausſchuß-
beratungen iſt alles in Ruhe abgegangen und von einem
Kulturkampf iſt nicht die Rede geweſen. Wer jetzt hier
vor der Oeffentlichkeit tut, als handele es ſich um
einen Kulturkampſ, der lügt und betrügt die Oeffentlich-
keit und macht ſich der verächtlichſten Demagogie ſchuldig.
(Lebhafter Beifall links.)

Die „Techniſche Rothilfe“.
Die maßlos erbitterten inneren Kämpfe unſeres Volkes

hatten zeitweiſe ſo furchtbaren Charakter angenommen, daß
von Männern aus den weiteſten Kreiſen des Volkes die
„Techniſche Notbilfe“ gegründet wurde, um Leben und Ge-
fundheit der Hilfloſen und Unbeteiligten zu erhalten. Nicht
überall hat die „Techniſche Nothilfe“ verſtanden, ohne Kritik
ſich auf dieſe Aufgabe zu beſchränken. Zum Teil auch wohl
durch die Schuld der Arbeiterſchaft ſelbſt. Wie es gemacht
und wie es nicht gemacht wird, das lehrt uns folgender
Vorgang in Pommern.

Der Landrat des Kreiſes Ueckermünde, Gen. Storch, hatte
ein Schreiben folgenden Jnhalts an die Gewerkſchaftskartelle ſeines
Kreiſes geſandt:

Ueckermünde, den 25. Auguſt 1920.
Durch Verfügung des Miniſteriums des Jpvnern ſoll auch
den Kreis Ueckermünde eine techniſche Nothilfe für die

ebenswichtigen Betriebe geſchaffen werden. h erlaube mir
daher, anzufragen. ob das Kartell mir dazu Perſonen in Vor
ſchlag bringen kann. Storch, Landrat.

Wie dieſe Frage nun für die Arbeiterſchaft nicht gelöſt
wird, das zeigt das Verlangen der unabhängigen Zeitung,e

e „Der Landrat hätte den früheren Kartellvorſtßenden 7
ollen, was der von der Seelenfängerei hält. Er hätte die

wort bekommen, daß man derartiges keinem ehrlichen Arbeiter zu
muten darf und daß man als anſtändiger Kerl auf einen Poſten

rerzichten müßſe, der die Pflicht zur Verräteri an der Arbeiter
klaſſe in ſich ſchließt.

Wie dieſe Sachlage im günſtigen Sinne für die Arbeiter-
ſchaft ausgenützt wird, zeigt unſer Stettiner Parteiblatt,
der „Volksbote“:

„DTatſächlich iſt Genoſſe Storch vom ſozialiſtiſchen Stand-
punkt aus in dieſem Falle ſo korrekt verfahren, wie es überhaupt
möglich war, Die miniſterielle Verfügung liegt vor. Der Landrat
hat die Pflicht, ihr nachzukommen. Um nun zu verhüten, daß die
Techniſche Nothilfe ein Werkzeug der Reaktionäre und Ausbeuter
wird, wendet ſich Gen. Storch an die Gewerkſchaftskartelle, um die
Nothilfe aus gewerkſchaftlich organiſierten Arbeitern zuſammen
zuſetzen. Gelingt ihm dies, dann iſt die Garantie dafür gegeben,
daß aus dieſer Jnſtitution keine Streikbrechergarde wird. Wenn
alle Landräte und alle Behörden in dieſem Sinne gehandelt hätten,
dann wäre für uns die Bekämpfung der T. N. überflüſſig, weil wir
keine Angriffspunkte finden würden. Der „Kämpfer“ erklärt aller
dings, Gen. Storch müßte auf ſeinen Poſten verzichten, wenn man
von ihm verlangt, er ſolle eine T. N. gründen. Und was dann?
kun, ein Unabhängiger würde dann nicht Landrat werden, ſon

dern ein Bürgerlicher. Dieſer würde ſich zweifellos zuerſt an die
e erfeindlichen Organiſationen wenden, um mit deren Hilfe
die T. N. zuſtande zu bringen. Und dann wäre das erreicht, was
Gen. Storch und wahrſcheinlich auch die Ueckermünder Unabhängi-
gen verhüten wollen.“

Uns in Halle fällt bei dieſer Gelegenheit die Geſchichte
des unabhängigen Polizeidirektors ein, der auch ſeinen
Poſten r als er die politiſche Polizei wieder einrichten
ſollte. Wäre er um dieſe Zeit ſchon in Moskau geweſen,
würde er wohl u anders
deren Grundſätzen ka
geben.

ehandelt haben, denn na
nun es nicht genug politiſche Polize

J

Agrarſſche Kindesmörder und Technſſche Rothilfe. Zu unſerm
Artikel „Agrariſche Kindesmörder“ in der Nr. 215 erſucht uns die
Techniſche Nothilſe mitzuteilen, daß ſie ſich dem Lieferungsſtreik
der Landwirte im Kreiſe Königsberg i. Nm. gegenüber nicht

verhalten hat. Der Landesunterbezirksleiter der Techniſchen
Fothilfe in Frankfurt a. O., in deſſen Bereich Königsberg i. Nm.

fällt, ſetzte ſich pflichtgemäß unmittelbar nach Bekanntwerden des
Lieferſtreiks mit dem zuſtändigen Regierungspräſidenten Vartels
in Frankfurt a. O. in Verbindung und teilte ihm mit, daß die
Techniſche Rothilfe bei Bedarf ihm zur Verfügung ſtehe. Der
Regierungspräſident hat bei Beendigung des Lieferſtreiks dieſe
Tatſache ausdrücklich anerkannt.

Der Hilfernf nach Sozialdemokraten.
Ein großes Rätſelraten hat in der bürgerlichen

Preſſe begonnen. Es gilt die Frage zu löſen, ob die
Sozialdemokratie bereit iſt, in die beſtehende Regierung
einzutreten, um ihre Baſis zu vergrößern und damit
ihre Aktionsfähigkeit zu ſtärken.

Angefangen hat die Sache mit der Beſchwerde der
demokratiſchen Größen Geßler und Haußmann über
unſere Partei und jhr Verhalten der jetzigen Regierung
gegenüber. Jetzt will nun das Rauſchen im bürgerlichen
Blätterwald gar nicht aufhören und die moraliſchen Pre-
digten an unſere Adreſſe über die Verpflichtung unſerer
Partei zur poſitiven Mitarbeit ſchwellen immer mehr
an. Uns können ſolche e allerdings nur ergötz-
lich ſtimmen. Wie ſchnell ſind die ſtarken Männer ſchwach
geworden. Gewiß wird die Zeit einmal kommen, daß
auch wir die Regierung mit unſeren Parteigenoſſen be
ſetzen, aber das wird nicht geſchehen auf das gute Zu
reden bürgerlicher Parteien hin, ſondern erſt auf das
Verlangen des arbeitenden Volkes. Sollten wir dann
wieder mit anderen Parteien zu einer Koalitionsbil-
dung übergehen müſſen, ſo werden ſich dieſe wohl zu ge
waltigen Konzeſſionen und zu beſtimmten Garantien
verſtehen müſſen, ſonſt werden wir ſie nicht darin ſtören
ihre Fähigkeiten und ihre Fachkenntniſſe noch weiter
glänzen zu laſſen, bis ſie von ſelbſt gehen.

Gewerhſchaftliches.

Verbandstag der Eiſenbahner.

Der Reſt der Montagſitzung war ausgefüllt mit dem letzten
Teil des Geſchäftsberichts des Vorſitzenden Scheffel. Redner be
handelte die Verſchmelzungsfrage mit den gegneriſchen Organi-
ſationen. Der Zuſammenſchluß mit dem Deutſchen Verkehrs-
perſonalverband brachte der Organiſation 110 000 neue Mitglieder.
Die Verhandlungen mit dem Gewerkſchaftskartell Deutſcher Staats
handwerker Arbeiter-, Fach und Spezialverbände haben leider
kein befriedigendes Ergebnis gehabt. Die in Betracht kommenden
Verbände mit ungefähr 28 000 Mitgliedern verlangen eine Selb-
ſtändigkeit innerhalb der Einheitsorganiſation, die dieſe aus ge,
werkſchaftlichen Gründen nicht zugeſtehen kann. Dann beſprach der
Berichterſtatter die Haltung des Verbandsvorſtandes zu den Trup-
pen und Munitionstransporten und zu der Frage der Jnternatio-
valen Eiſenbahnerbewegung. Zu den Grenzſtreitiokeiten hob er
hervor, daß ſolche beſtehen mit den Holzarbeitern, Metallarbeitern
nd Transpor arheitern. Mit den letzten beſtehe Ausſicht eine
Arbeitsgemeinſchaft zu bilden. An der Errichtung und Finan
zierung von Fachſchulen für Eiſenbahner hat ſich der Verband eben
falls beteiligt. Scheffel ſchloß ſeinen Bericht mit dem Hinweis,
daß der Verband kein Jnſtrument in den Händen der Drahtzieher
der Kommuniſten werden darf. Es wäre Torheit und Wahnſinn,
wollten wir unfre gewerkſchaftliche Arbeit ſtören laſſen. Aufbauen
wollen wir, nicht zerſtören! Der alte Schweizer Sozialiſtenführer
Greulich hat einmal die Worte geſprochen: „Der dümmſte Kerl iſt
imſtande, die ſchönſte Villa zu zerſtören, er kann aber nicht einmal
einen Sauſtall aufbauen!“ Das muß eine Warnung ſein und uns
veranlaſſen, gemeinſam zu arbeiten. um in unſerm Verbande ein
Reich des Friedens und der Freiheit zu errichten. Der ſechs-
ſtündige Bericht fand den ſtürmiſchen Beifall der Generalverſamm-
lung.nach dem Bericht der Mandatsprüfungskommiſſion ſind 253

Delegierte und 53 Mitglieder des Vorſtandes. Bezirksleiter. Ab
teilungsleiter des Hauptburegus und Gäſte anweſend. Sämmtliche
Mandate wurden für wültig erklärt.

Bei Beginn der Dienstagſitung wurde folgendes Telegramm
aus Erfurt bekonntgegeben: Kühn verhbaftet. Demonſtration vor
Amtsgericht erfolglos Erſuchen Verbandstag. ſofort enoragiſch
dazu Stellung zu nehmen.“ Die Angelegenheit hängt mit der
Vernich'ung von Munition in Erfurt zuſammen. Die Verſamm-
lung Heſchloß. das Bureau zu beauftragen, ſofort aus Erfurt wei-
teres Materio! einzufordern.

Ans dem Bericht des Hauptfkaſſſerers Dräger iſt hervorzuheben,
daß die Finanzen des Verbandes gute ſind. Die Einnahmen be
trygen im Jahre 1919 foſt 9 Millionen Mark. die Ausgaben rund
r n tonen Mark. Das Vermögen beziffert ſich auf 86 Millionen

ark.
Den Preſſebericht erſtattete der Redakteur Kotzur. Er be

tonte, daß die Redaktion es bisher abgelehnt habe, das Gewerk
ſchaftsblatt zum Tummelplatz politiſcher Leidenſchaften zu machen.
Die Anträge, die ſich mit der Schreibweiſe des „Deutſchen Eiſen
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45 Wortimeldungen vorlagen, die aber im weiteren Verlauf durchr e r tön einen Se einen Ruhetag, der zu Amtliche velamntmachungen für Halle u..
zen. Das Schickſal des radikalſten Verfechters des h t e n ev e biit e echwelz benutzt wird Polizeiverordnung n mRichard w. r 5 W un r einem a betreffend die m v x h nksefäbexur es den Ueberradidalen n rechtmachen kann.tion habe den geſtellten Anforderungen ent'prochen, indem ſie ihre Auf Grund der F8 5, 6. 15 des Geſetzes über die PolizeiverAufgabe in der Beeinfluſſung der öffentlichen Meinung und der Nu ten n e egtamme waltung vom 11. März 1850 und der 58 143. 144 des Geſe

Verwaltungsorgane im Sinne der Durchführung re z z 4 r Je J 7 u x rdandsſatzungen feſtgelegten Ziele, in der Aufklärung r itg te- Ende des Leipziger Straßenbahnerſtreiks. erm m uſtimmung des t p

r. ihrer Bi i S. olgt verordnet:mr r. en ne ar er Von Leipzig, 16. Sept. Die heute vor der Kreishaupt- n t ren dafür verantwortlich, de
colgte n der mr en der mannſchaft ren Verhandlungen Writ Willhe die Trinkgefäße. in denen ihren r Geiränte vorgeſetzt werd

4 raße e efi auberen Zuſtande nden.es See en dar nendechenſe hen Nah den her Welttes e bat wie bat ſotteſtenb a V ten h denn Arres etg z
e e a in der Ktkegeneahne ſtreng I tether Dener Aen an len ine ehe einemit iſt der raßenbahnerſtrei en Füllung erdendas ken 14 Se anre Vnge beendet. w len befinden. ſind ſie vor jeder neuen F
u nterſuchung der Erfn un r a i i on der Polizeiſeßten elfgliedrigen Kommiſſion gegeben hatte, wurden folgende Vor neuen Unruhen in Oberſchleſien. er r n ſauber
Entſchließung en angenommen: Berlin, 16. Sept. Nach den letzten Meldungen aus zaltenden Apparat erfolgen, welcher die Trinkgefäße an aller Sp

Zur Kontrolle der Bahnen Oberſchleſien mehren ſich dort die Anzeichen für die in Teilen von innen und außen mit fließendem. reinem Waſſer be
Die Feneralverſamm!ung des Deutſchen Eiſenbahnerver er deutſchen Note an General Le Rond erwähnte un netzt, oder aber. ſie muß in einem der Vorſchrift des S 4 en
bandes unter ar t r n den tut mittelbar bevorſtehende polniſche Adtion. Die was er wwrechenden gert ger t Wandung e
zu wahren un i e 4. Das Spülgefäß muß in ſeinen inneren VStärfung der Regaktion im Jn- und Ausland zu hindern. klären ganz offen, daß ſie innerhalb Ah c Wo Di W wenigſtens eine Länge von 50 Zentimetern, eine Breite vo Nr

Sie empfiehlt den Eiſenbahnern folgende Richtlinien zur Oberſchleſien feſt in der Hand haben werden. e Po 30 Zentimetern und eine Tiefe von 30 Zentimetern beſitzen un
praktiſchen Durchführung. Die Kontrolle auf dem Eiſenbahn niſchen Grubenarbeiter drängen zu einem neuen Streik, mit einer Waſſer-Einlauf, Ueberlauf. und Ablaßvorrichtung ver
gelände übernehmen die Eiſenbahner einzig und allein ſelbſt. der ſchon in d n näch'len Tagen ausbrechen ſoll und wahr- ſehen ſein. Während der Spülung muß der Zufluß des reing

Die uns durch den Friedensvertrag aufgezwungenen Konven ſcheinlich mit den angekündigten polniſchen Putſchabſich- Waſfers und der Abfluß des benutzten Waſſers derartig eregel
ionalzüge müſſen durchgelaſſen werden. ten zuſammenhängt. Die Entfernung des den Polen un ſein, daß das Waſſer im Spülgefäß ſtets vollkommen llar iſt. DaDie Transporte für die Regſerung dürfen nur gefahren bequemen italieniſchen Militärs wird öffentlich in Ver Spülgefäß iſt täglich wenigſtens einmal durch Ausſpülen und Aus
werden, wenn der dazu gehörige Frach:brief mit laufender Num- ſammlungen gefordert. ſcheuern gründlich zu reinigen. Iſt in einer Schankſtätte ne Zu
mer der Genchmigungsverfügung, Unterſchrift und Siegel des 777 von ne r e r S di eRei iniſteri x i 8 des erwaltung ausnahmsvweiſe nachlaſſen, daß die Spülung der Trinr r e kg wenden Die polniſche Friedensdelegation in Liban. gefäße nicht mittels ſtändig fließenden Waſſers zu geſchehe
An e kirt des Suhei i geven zu deklarieren. „Warſchau, 16. Sept. (Durch Funkſpruch.) Die pol Fraucht. Auch in ſolchen Fällen muß das zur Spülung begutt liſtiſch

Anf allen örtlichen Dienſtſtellen, ſowie auf den Direktionen i 717 v d t W W P Abe e S v gen Viel warden anfängt ſich zu trüben J rußlan
be ſt i echniſchen Perſonals, desgl ichen 50 Korr durch friſches reines Waſſer erſetzt werden. ionärder Arbeitnehmer gemeinſam mit der k ſollten geſtern abend oder heute früh in Libau ein S 5. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizeiverordnun en 2

Wird eine Einſtimmigkeit auf einer Dienſtſtelle nicht erzielt, treffen, um von dort nach Riga weiterzufahren. Die werden re zu 30 Mark. im Falle des Unvermögen Waffe
ſo iſt die Kommiſſion auf der Direktion anzurufen. ruſſiſche Delegation iſt ſchon Montag früh in Riga einge mit entſprechender Haft geahndet durch

Serri i ütigkei i roff S 6. Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1901 in KraftHerrſcht auch dort keine Einmütigkeit, ſo entſcheidet der Ent troffen. Halle den 20. Auguſt 1900 Die Polizeiverwaltung. Polen
waffnungskommiſſar gemeinſam mit den Gewerkſchaften end- Trotzky an der Front die Ngültig.“ C t eront. O lutionZu den Vorgängen in Erfurt: 4 Krakan, 16. Sept. (Durch Funkſpruch.) Hier ein- LehenemittelSDalender. liſtiſk er v t d r hen etroffenen Meldungen zufolge ſoll ſich Trogky nach Li Städeſſcher Verkauf von Kerzen, Bratfett, Trockenei, Mal e
u e er Wien hat i Bene i d 5 a r un kauen begeben haben., S in Aufenthalt an der Front extrokt, Roß uloſch oder Fleiſch. und Wurſt'onſerven in der Ja ihre
e See net Wenn e Uare Rig nen ehe werde mit Vorbereitungen für eine neue Offenſive in ſartigule am Sonnabend den 18. September 1929. Zugelaſſen die Te
ritig herau ngebent N u t d gebracht. e weg. beſagen, m Einkauf h die Juhaber der v mit den trans

Dadurch, daß das Reichswehrminiſterinm ein diesbezügliches daß Trotzky einen groß angelegten Winterfeldzug gegen Nrmmern 20901 bis 27 500 vormittags von 8 bis 1 Ahr. Gegen AutosTelegre m n der Vertreter e Eiſenbahner nicht deant Polen plane. Torloge des Lebensmi telſcheines künnen an jeden Haushalt vier werde
ortet hat. find dieſe zu der Auffaſſ ekommen, daß den verant en zum reiſe von 470 t. für vier St Ferner an ſel mitPortlichen Trſean en Nicht a der Mitwirtu der Arbeiterſchaft Vor Her Einigung in Jtalien. Verſon aller Haushalte 18 Pfund Bratfett zum Preiſe von 6 M. tiert

bei der Uufrechterhaxtung der Neutraliſat lag Mailand, 16. Sept. Die Blätter beſchäftigen ſich ein für das halbe Pfund eine Doſe Malzertrakt aum Preiſe von 49 iſt eir
Anter dieſen Umſtänden iſt es verſtändlich wenn die Erfurter gehend mit den Beſprechungen. die am Mittwoch zwiſchen Mark. 50 Gramm Trockenei (Eriatz für 5 Eier) zum Preiſe von C

Kollegen. von dem Willen beſeelt. Menichenſchiachten zu ver Giolitti und Vertret rn der Induſtriellen ſtattgefunden 4 M. und ine 1-Kilodeſe Roßgrlaſch um Preiſe von 11 M und 3
tindern. über das Ziel hinaus geſchoſſen haben. haben. „Corriere della Sora“ glaubt feſtſtellen zu kön eine r girodoſe Fleiſch und W rſtronſerron zum Preiſe v l Sfggne

Die Kommiſſion iſt der Ueberzeugung. daß es Pflicht der Or nen, daß wan auf dem Wege zur Löſung des Konflifts 3 Mk. abgeocben werden. Die Roßfleiſchkonſervren ſind auf deaniſation iſt, die Wiederei r Unrecht ent daß wan auf dem Wege zur Löſung Konf ſtädtiſchen Schlachthofe und unter ſtädtiſcher Aufſicht hergeſtellt zu m

en et eher nen n ten e e en s e e r eh h werde darauf hingewieſen, daß die Annahme des Kon- wenn die E4d De ev dere Wien mit r u trollrechts, das die Arbeiter in den Fabriken ausüben Verantwortlich: Für Poſitik, Par'eingchr'chten und Gewerkſchaftliches Paul J zur 2
chiedenheit wir len en gndern Kowegen m wollen. dirrch die Jnduſtriellen möglich ſ. Biolitti ſoll Sei re r reren en Frl r nd

chiedenheit v ort z ha rovi en i Teil K. füNach der Verabſchiedung dieſer Entſchlirßungen begann die auf die Annahme des Fontrollrechts gedrungen haben Welyetm Derz'g. äntiiche v Halle. Druck und Verigg der Wenn aktiv
Ausſprache über die Reichsbeſoldungsordnung, zu der l ohne mit einem Eingreifen der Regierung zu drohen. G. b. m. H. zu Halle. Gr. Ulrichſtr. 27.

a h w e eeeeeheoeLLLLLLLLALALAAAPſ;EELLLEEZLLLAZAS e vr e Fragd Theater Te Bitterfeld ſern Meine Abteilung
Sonnabend, d. 18. Sept

Bruno Ifohe

e Sinn im Leine Damenſchneiberklebeng t
Leſehalle zu Bitterfeld. nach Maß eWiedereröffnung Wontag, den 20. September.

Bücherausgabe: Montag, Dienstag Donnerstag
u. Freitag von 7 Uhr.

Erſte Ausgabe von Büchern nur gegen Ausweis und
ticht an Kinder. Die Leſehalle iſt Montag, Dienstag Don-
aerstog und Freitag von 7 9 Uhr, am Sonntag von
1 -7 Uhr geöffnet.

Bitterfeld den 15. September 1920.
Der Magiſtrat. Zurhoſe.

We Weißenfels r ä
3. Buttermarke.

Bon Sonnabend früh ab ſindet in ſämtlichen Butter

ſchäften gegen Abgabe der 3. Buttermarke Verkauf von W e e zonnai 93Se mal ſatt. Auf fede Marke werden h e J wie Tr SolbadFürſtental Künst er onzert
25 Hramm Schmalz zum Preiſe von Mk. 4 15 e für wenig Robert 10.t re ernnos' ſag der Marken: Donnerstag, den 23. billi b Maille belg tleiſdutt, Sesheent eer ad e Sbrieebe.

Scp:cinber 1920., m änzut ne paletot? Karl Pfeiffer Woor- u. mediziniſchen Badere ber Neumarktfschhalle üälikhirſnnſ Da en Peovorstehenden WettkämpfenFleiſchabgabe. 0. Heimsath gSohd, Geiststr. 33. Tel. 6658. empfiehltJn der Woche vom 13. 19. September 1920 kommen Steg 19. as Seuf die 3. Fleiſchmarke 69 Preif en 3.10 m Mutterghuh! J b xi25 Gramm Rindfleiſch zum Preiſe von 2 7 n 07 8 unzur Verteilung. t 9 w w orira uen p 2Auf Kinder ie Häif: 9a x Sesraenſteie Ehe Voriangen ffſſfffſyſftiethiiitinnnninnnn
Weißenfels a. S, den 16. September 1920.

Die Preise sind günsttg.

Gegründet 1646
B.

Zink-Eimer

meines Geschäftshauses Grosse VItichstrasse 49.

G. KNßmann

ist bedcutend vergrössert. In eigener Werkstatt, unter Leitung erster Speztalfachleute,
werden Damenschneiderkleider und Mäntel für Promenade, Reit-, Fahr- und Winter-
Sport unter Garantie für tadellosen Sttz, auch bet Zugabe von Stoffen angefertigt.

Einzelne Modelte sind ausgestellt in den Schaufenstern

Hoflieſerant.

Zähne und känst-
licher Zahnersattz.
16. Fachtätigkeilt.
Mässige Preise.

Pelzsachen
werden ſachgemäß u. prei

umgearbeitet

J. Koliga, ansſuee-ſuh Anne

gegenüber dem Stadttheater
tieute u. täglich nachm. ab 4V

Sie im eigenſten Jntereſſe
umſonſt Proſpekt Nr. 13 von
P. Schwärecke, Hettstedt.
4 Reparaturen

Eine für jeden Arbeiter
u. Angeſtellten erſchwing
liche Ausgabe ſind die preis
werten und quten Bände der

8ine Auswahl ernster

und heiterer Qediehte
t

zu solidesten Preisen.
SporſhausJulfus Bacher, hale a.

von Dr. med. Zadeck

„Bibliothek an Ahren Mit einer Einleitung: Leipzigerstr. 102. Telephon 5506.
aller Völker Mernrr aherehen ee e5 ArbeiſereBaushautſ Dem 17.85 en ne zum arten Vettern Ernst Precrang Allerfeinstes Tafel- Oel

Arbelr ge Emaille- Eimer e en Quee r zu z Speisezwecken Verwenada,
w. e e e reis 9 Nart es 20 Pfund nur 12, 80 Mark.Arbeiter Geſund. 21.85 e n ſehen ine, ſöſſsio Ousſſtä2 munen 28 cm a geh Damentaſchen Gr. acnrete z argar ne, sie4 heitg BVibüothek Sohmortö pfe ne Wein er en eng e ehe l Pfund nur 12,00 Mark.

iiniinunnninnnmimnmiinn Bd. t wer Kradenann Ofto bornschein, en MittelstrabelGchlafzimmer1 20 cm9 119 1595

mir

n e Aen

S O öäää Fi

Bd. 5. Björnſtjerne nurſehlen. Sisenſon. Abſaloms echwgerſtr. c TPreis 1.45 Mk. r v. Hrigzder Sem und Küchen
S Der mmelreiter.2 Buchhandlung Sterrreä 4 Jeder Band nur M 2.20 ren friſche Wohn „Herren Il l AIeIa Il

Voikstimme c Je Verlag der Buckciinge, u. Speiſezimm. Den reren2 Gr. Ulrichſtraße 27. Anmm Bahn Volksſtimme, Lachshoringe Aale auch einelns Möbel empfiehlt Steuermarken, invelidenmarken usw.

2 Cöthen Gr. Ulrichſtr. 27. 3 nn sowie auch alle anderen2 gleun tr Karl Pfeiffer r gma liefert prompt und preiswert dier e J z ehe mee Se l Buchhandlung der VolksstimmeIII e
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Hane, Freitag, 17. September 1920. Beilage zur Volksſtimme.
Porlel-Angelegenheiten.

Freier Sängerchor. Im Vereinslokal zum „Schult-heiß“, Merſeburger Straße 10, Freitag abend un
Singeſtunde. Wir bitten die Sänger, vollzählig und
pünktlich zu erſcheinen. Der Vorſtand.

Franenverſammlung der S. P. D. Halle. Am Diens-
tag, den 21. September, abends 8 Uhr ſindet in „Wils-
dorfs Gefellſchaftshaus“ eine Frauenverſammlung der
S. P. D. Halle ſtatt. Gen. Hildebrand ſpricht über
das ſehr zeitgemäße Thema: Die Ausnutzung der
Kohle im Haushalt. Alle Genoſſinnen ſind zudieſem belehrenden Vortrag eingeladen.

Der Vorſtand.

Aus dem 6tadtlrels.
Halle. 17. September 1920.

Sitzung des Saushaltsausſchuſſes.
Erkshung der Straßenbohnfahrpreiſe. Neuverpachtung des

Anſchlaqweſen.
Für den Transport von Geräten uſw. nach der Roßplatzturn-

halle, die zur Unterbringung von flüchtigen Oſtpreußen dienen
ſollte. ſind dem Verein Oſtpreußenhilf 335.00 Mark Koſten ent
ſtanden, deren Erſtattung die Stadt übernehmen will. Dem wurde
zugeſtimmt. Die Militäranwärter, die künftig in ſtädtiſche
Dienſte treten. ſoll im Bedürfnisfalle eine Beihilfe zu den Um-
zugskoſten gewährt werden, wie dies im Reich und Preußen auch
geſchieht. Für Reparaturarbeiten in Automobilſahrzeugen der
Feuerwache Süd ſoll dort eine Arbeitsgrube hergeſtellt werden. Die
Koſten für die Bauſtoffe in Höhe von 3500,00 Mark werden aus
Kap. VXIV, 14 bewilligt.

Fräulein Anna Dülke hat der Stadt, eine Summe von
3000,00 Mark, deren Zinſen für arme kranke Kinder verwendet
werden ſollen, vermacht. Man erklärte ſich mit der Annahme des
Vermächtniſſes einverſtanden. Die Rentier Huhn ſchen She
leute hahen der Stadt ebenfalls 2000,00 Mark vermacht unter der ohne unterhaltungsberechtigte Angehörige Monatsgehalt, ſo muß
Bedingung. daß die Pflege von vier Gräbern auf 30 Jahre über
nommen wird und das Kapital in Beträgen von nicht unter
50,00 Mark an bedürftige halleſche Bürger verteilt würde. Da die
Stadt hierbei bedeutend zuſetzt, wurde Ablehnung beſchloſſen.

Der Turnverein der Provinz Sachſen hält hier ſeine Haupt-
verſammlung ab. Als Beihilfe dazu werden dem Verein 1000.00
Markt bewilligt.

Der Vertrag mit dem bisherigen Pächter des Anſchlagweſens
Schwarz wird auf der Grundlage des gemiſchtwirtſchaftlichen
Betriebes ab 1. Oktober d. Js. auf zwei Jahre erneuert. Das jähr-
lich von Schwarz zu zahlende Firum beträgt 15 000,00 Mark,
darüber hinaus iſt die Stadt mit 65 Prozent am Reingewinn be
teiligt. Bücherkontrolle und Einfluß des Magiſtrats auf die Vla-
kate ſelbſt ſind vertraglich gewährleiſtet Dem Vertrage wurde
zugeſtimmt.

Ein Vermächtnis von 4840,00 Mark, das zur Grabpflege und
zur Anterſtützung einer armen halleſchen Näherin verwendet wer

n ſoll. vurde ebenfalls angenommen. Für letzteren Zweck blei
ben nach Abzug der Koſten für Grabpflege noch 1049,00 Mark ver
fügbar.

Der Fehlbetrag des Straßenbahnetats beträgt gegenwärtig
2600 000,00 Mark, wird ſich aber im Laufe des Etatsjahres noch
weſen lich erhöhen. Wenn er nicht ins Rieſenhafte wachſen ſoll,
iſt eine abermalige Erhöhung der Fahrpreiſe unabweislich. Sie
wurde in folgender Weiſe beſchloſſen: Fahrpreiſe für zwei Teil-
ſtrecken 50 Pfg., für drei Teilſtrecken 50 Pfa für ganze Fahrt
70 Pfg. Monatskarten für zwei Teilſtrecken 35.00 Mark, für alle
h 45.00 Mark. ſteuerfreie Wochenkarten 5,00 Mark, andere
r 12 Fahrten 6,90 Mark, für 24 Fahrten 12,00 Mark. Die Ein-
kommensgrenze für ſteuerfreie Wochenkarten betrug bisher 4000,00
Fart. ſie wird auf 8000.00 Mark heraufgeſetzt. An Sonn und
Feiertagen wird der Fahrpreis nach 10 Uhr abends auf das

c Die Fahrſcheinhefte ſollen künftig mit 10 Prozent
Rabatt verkauft werden, d. h. es wird der Preis für 10 Fahrkarten
oben während die Hefte 11 Fahrſcheine enthalten.

dem Galgenberge ſoll vertragsmäßig eine Bindſeiltafel
aufgeſtellt werden. Die Koſten von 5000.099 Mark werden bewilligt.
e Tafel ſoll aus Bronze ſein und an einen Porphyrſockel an-
gebracht werden.

Eine Ueberführung von 50 000.00 Mark über die bewilligte
Summe von 90 000,00 Mark iſt bei der Fertigſtellvng der Woh
nungen im früheren Wettiner Hof eingetreten. Die Summe wurde
nachbewilligt.

Tagung für die Sitzung der Stadtverordneten
am Montag, den 20. September 1920, nachm. 4 Uhr.

Oeffentliche Sitzung: 1. Wahl zweier beſoldeter
Stadträte. 2. Annahme eines Vergleichs. 3. Aenderung des
Fahrgeldtarifs für die Straßenbahn. 4. Verpachtung des An-
ſchlagweſens. 5./6. Beteiligung an der mitteldeutſchen Bau
zentrale. 7. Mittelbewilligung für Kleinwohnungen. 8. Auf-
ſtellung einer Orientierungstafel. 9. Unterſtützung von Abſtim
wungsberechtigten. 10. Annahme eines Vermächtniſſes. 11. An
nahme eines Legats. 12. Annahme einer Erbſchaft. 13. Her
ſtellung einer Arbeitsgrube in Feuerwache Süd. 14. Zuſchuß an
den Prov.-Turnlohrerverein. 15. Gewährung von Amzugskoſten.
16. Verrachtung einer Gaſtwirt'chaft. 17. Geſuch um Umgruppie-
rung techniſcher Veamten. 18. Geſuch um Errichtung einer 3. Bau
gewerkſchulklaſſe. 19. Geſuch um Abſtellung von Mängeln in Be-
deizung von Schulen. 20. Beſchwerde über das Wohnungsaint.
21. Geſuch um Zuweiſung einer Wohnung. 22. Geſuch um Wieder-
inſtellung. Hierauf: Nichtöffentliche Sitzung.

Der Stadtverordneten-Vorſteher. Hennig.

Wie weit darf der Lohn gepfündet werden.
Durch Reichsgeſetz vom 10 Auguſt 1920 ſind abermals die

Lohn und Gehaltsgrenzen erweitert worden, innerhalb deren
eine Pfändung des Arbceitsverdienſtes vorgenommen werden darf.
Das Geſetz iſt ſehr kurz und verweiſt auf andere Vorſchriften ſo
daß es dringend der Erlguterung bedarf. Bekanntlich galt vor
dem Kriege der Grundſatz der Zivilprozeßordnung, daß regelmäßig
er Arbeitslohn über 1500 Mark im Jahre pfändbar ſei. Die
Kriegsnot hat es unmsglich gemacht, bei dieſer einfachen Regel
zu bleiben. Fünf Verordnungen und das vorliegende Geſetz haben
dieſes Pfandweſen verändert. Zunächſt wurde die Pfandgrenze
auf 2900 M. erhöht, dann die Staffelung der Pfändbarkeit ein
zeführt, weiter Ruhegehalt der Privatangeſtellten und Kriegs
deihtifen und Teuerungszulagen als unpfändbar erklärt, und
hließlich durch die auch jetzt noch grundlegende Verordnung vom
5. Juni 1919 in verſchiedener Richtung die Staffelung und der
Lreis der geſchützten Forderungsarten erweitert. Die doppelte
Staſfelung des pfändfreien Cinkommens nach den Geſich“spunkten.
ob der Schuldner Unterhalt an Angehörige uſw. zu gewähren hat
oder nicht und wieviel Perſonen er dieſen Unterhalt gewährt,
macht im Einzelfall die Rechtsloge und die Ausrechnung des
pfändbaren Lohnes ſchwierig.

Nunmehr gilt folgendes
Das Gehalt oder der Arbeits oder Dienſten iſt Bw

Summe von fünftauſend Mark der Pfändung nicht unterworfen,
falls der Schuldner ſeinem Ehegatten, früheren gatten, Ver
wandten oder einem unehelichen Kinde Unterhalt zu

Jn anderen Fällen, alſo wenn eine ſolche Unt Ueist

e

W

nicht beſteht
Mark ſeſtgeiegt. Nun ſind die Staffelungen zu berückſichtigen:
Bei beiden Gruppen von Schuldnern iſt der dieſe Summe über-
ſteigende Mehrbetrag ebenfalls zu einem Fünftel nicht pfändbar.
Außerdem erhöht ſich bei jeden Schuldnern, die Angehörige be
ſitzen. der unpfändbare Teil des Mehrhetrages für ſede Perſon,
der Waterhalt gewährt werden muß, um ein weiteres Zehntel
des Mehrbetrages. Soweit der unpfändbare Teil des Lohnes
bei Schuldnern mit unterhaltungsberechtigten Angehörigen die
Summe von neuntauſend Mark und bei Ledigen uſw. von ſechs-
tauſend Markt überſchreiten würde, unterliegt die Pfändung keiner
Beſchränkung.

Einige Beiſpiele ſollen das erläutern. Bei einem Schuldner
mit Unterhaltungslaſten gegenüber Angehörigen iſt ein Wochen
lchn bis zu 96,16 Mark gänzlich unpfändbar. Hat er nur 200 M.
Wochenlohn, ſo iſt von dem Differenzhetrag von 103 84 M. ein
Fünftel, 20,76 M. ebenfalls nicht pfändbar. Außerdem iſt für
eine Perſon. der er Unterhalt gewähren muß, ein weiteres Zehn-
tel pfandfrei. alſo 10,38 M. Es ſind demzufolge pfandfrei 127,30
Mark und “önnen gepfändet werden 72,70 Mark. Hat der Mann
einen Wochenlohn von 240 M. und zwei Angehörige zu erhalten.
ſo können ihm 56.390 M. gepfändet werden. Bei einem Unterhalts-
pflichtigen mit Monatsgehalt ſind zunächſt 416.66 M. gänzlich
pfandfrei. Hat er z. B. 840 M. Monatsgehalt und drei Perſonen
»u erhalten. ſo können ihm 211.66 M. gepfändet werden. Hat der
ſelbe vier oder mehr Unterhaltunosberechtigte, ſo können ihm nur
169,34 M. abgepfändet werden.

Einfacher liegen die Berechnungen mit Schuldnerun ohne
Aniterhaltslaſten. Hat ein ſolcher Wochenlohn, ſo ſind zunächſt
76.92 M. gänzlich unpfändbar. Hat der Schuldner 180 M. Wochen-
lohn,. ſo iſt von der Differenz von 113 M. ein Fünftel 22,60 M.
ebenfalls unpfändbar. Rechnet man dieſes zum grundſfätzlich freien

Teil hinzu, ſo ergeben ſich rund 99,50 M., ſo daß rund 80,50 M.
gepfändet werden können. Hätte der Mann einen Wochenlohn
von 241 M., ſo können 133,66 M. gepfändet werden, bei 269 M.
Wochenlohn 153,84 M. Damit iſt auch die Grenze der Pfändungs-
beſchränkung erreicht, denn der Mann überſchreitet bei höherem
Einkommen die Höchſtgrenze von 6000 M. fährlich. Von jedem
höheren Einkommen iſt alſo der ganze Betrag vfändbar. abzüglich
des feſtſtehendem Betrages von 115,40 M. Hat ein ſolcher Mann

ihm dieſes bis zur Höhe von 333.34 M. unbedingt freigelaſſen
werden. Hat er z. V. ein Monatsgehalt von 300 M., ſo können
ihm 373.32 M. abgenommen werden.

Aendern ſich die Verhältniſſe, die für die Berechnung des un
pfändbaren Teiles des Lohnes maßgebend ſind, ſo »rweiert oder
beſchränkt ſich die Pfändung nach Maßgabe der eingetretenen
Jenderung von dem auf deren Eintritt nachfolgenden Zeitpunkt
ab, an dem der Lohn fällig wird. Die ganzen Vorſchriften haben
auch Anwendung auf die Pfändung des Nubegehaltes der Per-
ſonen die in einem 5rivaten Arbeits- oder Dienſtverhältnis be-
ſchäftigt geweſen ſind. Die Pfändbarkeit von Arbeitslohn w.
iſt auch ausgeſſhloſſen bei Schuldnern, die Krieasteilnehmer ſind
oder waren, wegen ſolcher Unterhaltsbeiträge, die der Schuldmer
für die Zeit ſeiner Kriegsteilnehmerſchaft zu entrichten hat. Der
Begriff der Kriegsteilnehmerſchaft iſt hier etwas weit zu ſpannen:
es gehören dazu auh Angehörice immobiler Trupven. Dagegen
hat der dargelegate Schus des Schuldners keine Wirkſamkeit wenn
es ſich handelt um die Beitreibung perſönlicher Staatsſteuern und
Kommunaglabagaben, ſofern ſie nicht eit länger als drei Monaten
fällig geworden ſind, und auf Forderungen von Verwandten und
teilweiſe auch unehelichen Kindern auf Unterhaltsbeiträge.

Das Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1929 in Kraft. Bei
laufenden Lohnpfändungen hat alſo von dieſem Tage an eine neue
Berechnung der unpfändbaren Beträge einzutreten.

n r 757e aGel Heininetrohelſprit

am kommenden Donnerstag,
den 23. September in Halle.
(NRäheres ſpätere Bekanntmachungen.)

Die hohen Obſtpreiſe.
Seit einiger Zeit ſind die Obſtpreiſe ſprungweiſe in die Höhe

gegangen. Das liegt nicht allein an der allgemeinen Teuerungs-
welle die durch das Land geht, ſondern es hat auch noch beſondere
Urſachen. Jn einem geſtrigen Actikel haben wir ſchon auf die,
für den Winter drohende Fettnot hingewieſen hervorgerufen durch
die verkehrte Ernährungspolitik des Miniſters Hermes. Dieſe
bevorſtehende Kalamität wird ſchon jetzt von verſchiedenen
Händlerkreiſen in ihre Spekulaticnen mit hincingezogen. Auch
die Fleiſcher machen dabei mit. Auch ſie kaufen Obſt in größeren
Mengen auf und verarbeiten es ſelbſtändig zu Marmelade, um
dieſe dann in den Zeiten des Mangels an Brotaufſtrichsmitteln
mit gutem Verdienſt abſetzen zu können. Dabei wäre noch die
Frage aufzuwerfen, wo der Zucker zu dieſem Zwecke herkommt.

Für die Märzopfer. Für die Opfer der Märzkämpfe zur Ab-
wehr des Kapp-Putſches iſt von allen Kreiſen der Arbeiterſchaft
geſammelt worden. Jeder, der es einigermaßen konnte und
mancher, der in ſeiner Familie ſelber Ungqlücksfälle hatte, hat bis
zu einem Tagelohn gegeben, um den Opfern zu helfen. Jmmer
unter der Vorausſetzung, daß die Kreiſe, die die Verteilung der
auf gebrachten Mittel in den Händen hatten ſich von eben ſolch
idealen Beſichtspunkten leiten ließen. Schon wiederholt ſind uns
in dieſer Hinſicht aber Beſchwerden zugegangen, die auf den
Ideglismus der beteilioten Perſonen kein autes Licht werfen.
Schon vor einigen Wochen führten wir in einem Kartellbericht
cmn, daß 1200 Mark zur Pflege dieſer idegliſtiſchen Geſinnung aus-
geworfen worden waren. Das war bisher nicht üblich in der
Arbeierbewegung und noch weniger iſt es angebracht gerade in
dieſer Angelegenheit. Jetzt müſſen wir noch einmal anfragen, ob
es wahr iſt, daß die Stadtverordnete Frau Krüger 2000 Mark von
dieſen Unterſtützungsgeldern für ihre Tätigkeit erhalten hat, trotz
dem ſie in feſtbezahlter Stellung war und keine Einbuße ihres Ge-
haltes hatte. Entgegenſtellen müſſen wir dann noch, daß bei der
Eintreibung der Beiträge in den Betrieben in rigoroſer Weiſe
vorgegangen wurde, wenn Arbeiter, die ſich nicht in ſolch guten
Verhältniſſen wie Frau Krüger ſich befanden und deshalb nicht in
der Lage waren, Spenden bis zur Höhe eines Tagesverdienſtes
ſofort zu geben. ſſ

Halliſcher Lehrer-Verein. Am 14. September ſproch Herr
Lehrer Kluge aus Leipzig über Weltliche Schule und
Moralunterricht“. Bezugnehmend auf ſächſiſche Verhält-
niſſe. zeigte er, wie durch das Eindringen der Bibelkritik und durch
die Forderung eines kindertümlichen Unterrichtes auch eine Kritik
des herkömmlichen Religiensunterrichtes hervorgerufen wurde, die
ſchließlich auf eine radkkale e Die Schule kann nur
frei werden, wenn der Zuſammen mntt ver Kirche völlig rn
wird. Das v der Staatsſchute kann nur der nach ſittlichen
Grundſätzen handelnde Bürger ſein. So kommen die Leid
ziger Theſen zur Forderung der weltlichen Schule.
Jhr Mittelpunkt iſt die Erziehung zur ſittlichen Perſönlichkeit eine

Seeinfluſſung der Kinder im Sinne eines religisſon Bekenntniſſes

iſt der pfändungsfreie Grundbetrag auf viertauſend
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dorf nicht ſtattſinden; konfeſſioneller Religionsunterricht kann nur
außerhalb des Rahmens der Schule erteilt werden. Auch der
Deutſche Lehrer-Verein erklärte ſich (mit einer geringen Mehr-
heit) für die weltliche Schule. er ſittlichen Belehrung ſoll die
ſittliche Lebenskunde dienen, die nicht den dogmatiſch-
trockenen Moralunterricht Frankreichs gachahmen will. Aufgebaut
auf den ſittlichen Grundſätzen der ſozialen Gerechtigkeit, ſoll die
Schule als ſittliches Jnſtitu: in allen Stunden zu täliger Sittlich-
ſeit anregen, bei Anläſſen in kindertümlicher Weiſe zur ſittlichen
Anterweiſung fortſchreiten und auf der Oberſtufe ein Syſtem ſchaf-
fen. Jn dem von den Lebensgemeinſchaffen ausgegangen und da-
bei von der Familie zum Meniſchheitsgedanken aufgeſtiegen wird,
crhält das Kind lebensvolle Einblicke in die ſittlichen Forderun-
ocn, die eben überall aus den ſozialen Verhältniſſen erwachſen.
Hier iſt auch die Stätte für die geſchichtliche Betrochtung der ver-
ſchiedenen Religionen, wobei die Geſtalt Jeſu als des Predigers
der Nächſtenliebe in der edlen Brüderlichkeit hervortritt. So wird
das Kind zwar nicht mit 14 Jahren ein gläubiger Kirchenchriſt ſein.
aber es wird die Sehnſucht gewinnen, ſich ſelbſt eine Welt-
anſchauung zu erarbeiten. Zum Schluß zeigte der Vortragende an
iner Skizze aus dem Unterricht, wie die ſittliche Gemeinſchaft der
Familie in lebendiger, ſtimmungsvoller Weiſe behandelt werden
kann. An der lebhaften Beſprechung beteiligten ſich auch die ge
ledenen Gäſte. Während ein Teil der Redner die Notwoendigke
des Réeligionsunterrichtes für die Begründung der Sittlichkeit be
tonte und am konfeſſionellen Charakter der Schule feſthielt, ſprachen
ſich zahlreiche Stimmen für die weltliche Schule aus, da die Reli-
gionsſchule auch ein Hemmnis für die Durchführung der Einbeite
ſchule ſi.

Briefe nach dem Ausland. Jm Publikum beſteht vielfach die
Meinung, daß Briefe nach dem Ausland auch jett noch. wie
während der Kriegszeit, offen zur Poſt gegeben werden müßten.
Dieſe Meinung iſt irrig, denn ſchon ſeit längerer Zeit dürfen
Briefe nach dem Ausland wieder verſchloſſen verſandt werden.
Es empfiehlt ſich auch. die Briefe nach dem Ausland zu ver-
ſchließen, weil dann der Jnhalt beſſer geſichert iſt; auch entſtehen
bei unverſchloſſenen Briefen unter Umſtänden dadurch unterwegs
Verzögerungen, daß ſie vor der Ueberlieferung an das Ausland
verſchloſſen werden müſſen. Der Poſt anweiſungsver
kehr mit Portugal einſchließlich Azoren und Madeira)
wird in der Richtung aus Deutſchland nach Portugal am 1. Okt.
wieder aufgenommen. Jn der Richtung aus Portugal nach
Deu!ſchland ruht der Poſtanweiſungsvertehr bis auf weiteres noch.

Erſtattung der Koſten der Elternbeiröäte? Eine Erſtattung
der Hoſten, die durch die Einrichtung und vie Tätigkeit der Eltern
heiräte erwachſen, ſt von verſchiedenen Seiten bein Miniſter für
Miſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung bveantragt worden.
Eine Verfügung des Miniſters führt je aus. wie Die Tätigkei:
der Elternbeiräte ſo gedacht ſei, daß ſie ſich im weſentlichen auf
die ſnündlichen Verhandlungen mit derr Lehrerkollegium be-
ſchränken ſoll. Abge'chen von den Einladungen zu den Sfungen
und den Niederſchriften der Reſchlſtſſe werde ein Schriftwechfe

on größerem Umfange nicht entſtehen dürfen. Zu dieſen S
können vorhandene Schulſäle benutzt werden. Die Zuſammet
künfte laſſen ſich guch ſo legen, daß beſondere Koſten für Sein
und Belenchtung nicht entſtehen. Roiſekoſten werden die Mi lieder
wie auch die Mitglieder von Schulvorſtörden, Bemeindever
tretungen und dergleichen nicht beanſpruchen können. Soweit bier
nach durch die Elternbeicäte unvermeidbare Koſen erwachſen ſoll
ten, müſſen ſie aus den zur Beſtreitung der Geſchäftshedürfniſſe
der Schul beſtimmten Mitteln entnommen werden. Die Tätig-
keit der Elternbeiräte iſt als untrennbar mi: dem Schulbetrießh ver-
bunden anzuſehen.

Städtiſche Handels und Gewerbeſchule für Mädchen. Ab-
teilung Turnlehrerinnenſeminar. Am 10. und13. September fand die Turn und Schwimmlehrerinnenprüfung
ſtatt. Der Turnlehrerinnenprüfung unterzogen ſich: Gertrud
Bläske, Jl'e Kotbue, Margarete Pröls, Eliſabeth

i Margarcte Stammberger, Eliſabeth Leo-
ardi. Die Schwimmlehrerinnenprüfung lagen ab: Eliſabeth

Leonardi, Lina Gloel Melanie Stoye, Margzarete
Friebel, Marta Man nsfel!d. Alle Bewerberinnen haben
die Prüfung beſtanden.

Reichsbund der Kriegsbeſchädigten, Kriegsteilnehmer und
Kriegshinterbliebenen Ortsgruppe Halle a. S. „Es wird noch-

ſmals auf die heute abend *e8 Uhr in „Wilsdorfs Geſellſchafts
haus“ ſtattfindende ardentliche Mitgliederverſammlung, in der
eine ſehr wichtige Tagesordnung vorliegt, aufmerkſam gemach!.“

Stadttheater. Heute, Freitag, abends 74 Uhr gelangt das
deutſche Märchen „Königskinder“ von Rosmer mit der Muſik von
Humperdinck zur Aufführung. Sonnabend „Hoheit tanzt Walzoer“,
Sonntag nachmittag 3 Uhr wird als Volksvorſtellung bei kleinen
Preiſen von 1--3 Mk. das Luſtſpiel „Femina“ gegeben. Sonn
tag abend 7 Uhr „Tannhäuſer“, Montag „Als ich noch im Flügel-
kleide“.

Stadtthenter.
Und das Licht ſcheinet in der Finſternis.

Drama von Leo Tolſtoi.
Die Jdeen und Seelenkämpfe, die ſich in dieſem Werk Tolſtois.

das Fragment geblieben, auswirken, ſind zugleich ein Ausſchnitt
aus dem Leben des großen Ruſſen. Die Rolle des Nikolaj Jwano-
witſch ſpiegelt ſeine Autobiographie wieder. Mit allen geiſtigen
und ſozialen Problemen ſeiner Zeit beſchäftigte ſich Tolſtoi in
feinen Werken. Aber kotz des tiefen Durchdringens in die
Schattenſeiten des Lebens kam er auf keine befriedigende Löſung.
Und das lag nicht zum wenigſten an der völligen Verkennung des
ökonomiſchen Entwicklungsganges durch Tolſtoi. Jm Bloßen, menſch-
lichen Willen allein glaubte er die Kraft zu ſehen, die zur Löſung
ſozialer Fragen notwendig ift. Daran ſcheitern die Geſtalten ſeiner

j Dich ungen wie er ſelbſt in ſeinem ſpäteren Leben in ein Laby-
rinkh von Jrrtümern gelangte, die bis zur Verneinung der neu
zeitlichen Technik und Kultur gingen. Einer der bedeutendſten Kri-

würdigen Kultur des klapitaliſtiſchen Zeitalters und beſonders des
vermoderten Kirchenweſens iſt er doch bei der Kritik ſtehen ge
blieben. Sein Weg konnte nie gangbar werden für die Maſſe.
Aber ſein Leben und ſeine Werke bedeuten dennoch eine Tat.
Kühn warf er dem Staat als Jnß t der Unterdrückung, der
Kirche, als Verkünderin eines falſchen Chriſtentums und eines

infamen Heuchelei den Fehdehandſchuh hin
Eine Kampfanſage an das traditionelle Kirchenchriſtentum iſt

auch das Drama: „Und ein Licht ſcheinet in der Finſternis.“ Die
Pfaffen ſind darin die Diener der Obrigkeit, eingehüllt in einen
Mantel von Lug und Trug. Sie gehen achtlos an der Menſchen-
liebe des wahren Chriſtentums vorüber und werden Beſchützer der
ſtaatlich organiſierten Mordwerkzeuge. werden Agitatoren für den
Zarismus und Militarismus.. Es ſind ſo viele zeitgemäße Fra-
gen, über die nachzudenken uns Tolſtoi's Drama anregt.

Jn Joſef Krahs fand die Geſtalt des Gottſuchers Nikolaj
Jwanowitſch tiefſte Verinnerlichung. Der Künſtler gab ſein Beſtes
und muß an erſter Stelle genannt werden. Die Rolle der Maria
Jwanowna von Charlotte v. Durand verkörpert. haben wir uns
anders vorgeſtellt. Gar zu nüchtern und in den Affekien wieder
zu fentimental hetont. konnte die Darſtellerin dieſe einfache Frauen
naiur nicht wahr werden laſſen. Fritz Henſel wurde den An-

rüchen in der Wiedergabe des Boris gerecht. Eine gute Lei-e bot auch Helene Achterberg. Zu nennen ſind noch Dora
Debicke, Eugen Teuſcher und Hans Schäfer, der dem
General die brutalen Züge gab. Viele Rollen hätten eine not-
wendige gründlichere Durcharbeitung benötigt. Mit Beifall wurde

Unich gekargt. W. L

liker der Zwieſpältigkeiten des menſchlichen Lebens, der frag
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Provinz und Umgegend

An die Stadtverordneten und Gemeindevertreter

zer alten ſozialdemokratiſchen Partei im Regierungs
Bezirk Merſeburg.

den 3. Oktober, vormittags 11 Uhr, in
Geſellſchaftshaus, Halle, Karlſtr. 14

Gemeindevertreterkonferenz.
Tagesvrdnung: Wie wird praktiſche Ar-

eit in den Gemeindeparlamenten gelet-
tet? Referenten die Genoſſen Ad. Thiele und A. Müller.

Um eine zweckdienliche Beratung zu ermöglichen,
tagen die Gemeinde vertreter parterre, im
Saale, die Stadtverordneten 1 Treppe im
großen Vereins zimmer.Wir erſuchen die Ortsvereine zu dieſer Konferenz

r

Vilsdorfs

mindeſtens je einen Vertreter zu entſenden. u
ſchwache Ortsvereine erhalten Zuſchuß von der Bezirks-
kaſſe.

Gleiche Konferenzen, wie dte finden anſpäteren Sonntagen auch noch für die Unter-
bezirke (Kreiſe) ſtatt. An dieſen ſpäteren Konferenzen
önnen ſich dann ſämtliche Gemeindevertreter beteiligen,
a dann die Koſten und die Zeitverſäumniſſe geringer

ſind. Einladungen zu dieſen ſpäteren Konferenzen erfol-
gen von den Unterbezirksleitungen.

R. Dreſcher.Der Bezirksvorſtand.

An ulle, die an die Redaktion ſchrelden.
1. Frankieren nach den erhöhten Poſtſätzen.
2. Bei unverlangt eingefandten Manuſtripön lege Rück

orto bei.
3. Glaube nicht, daß alle Einſendungen auch für die Oeffent-

ichkeit Jntereſſe haben, und ſei nicht gleich ungehalten, wenn die
Redaktion anders darüber denkt.

4. Schimpfe nicht, wenn dein Eingeſandt nicht ſchon in der
tächſten Nummer ſteht, wir leiden an chroniſchem Papiermangel.

5. Beſchreibe Manuſfkripte nur anf einer Seite.
6. Schreibe nicht „heute oder morgen zu bringen“, ſondern

enne Tag und Datum.
7. Schreibe, wenn möglich. nur mit Tinte.
So erleichterſt du den Redakteuren die Arbeit und erſparſt

egenſeitigen Aerger und Verdruß.
ÄÜ.

der Arbeitsmarkt in Sachſen-Anhalt im Angſt 1920.
Die Arbeitsmarktlage im Monat Auguſt war dem Vormonat

genüber inſofern feſter, als Betriebseinſtellungen und einſchrän-
ungen ſeltener waren. Verſchiedene Betriebe haben ſich mit

gutem Erfolge auf andere Fabrikationszweige umgeſtellt. Die
inbedeutende Zunahme der Erwerbsloſen iſt hauptſächlich auf das
Rachlaſſen der Bautätigkeit zurückzuführen

Erwerbsloſenunterſtützung bezogen im Regierungsbezirk Mag-
deburg 3961 Vormonat 3805), im Regierungsbezirk Merſeburg
538 (536), im Regierungsbezirk Erfurt 1606 (1381) und in Anhalt
41 (30), zuſammen 6046 (5752).

Mit Beendigung der Körnerernte ſank der Bedarf an land
wirtſchaftlichen Arbeitern. Dieſe wurden erſt gegen
Ende des Monats für die Hackfruchternte ſtärker verlangt. Sehr
geſucht waren weibliche Arbeitskräfte, während die Unterbringung
Verheirateter wie bisher Schwierigkeiten bereitete. Hervorzu-
zeben ſind. mehrere 7 von Schweizern, für die ſich
nur ſelten Stellen finden. Der Berzbau war ſehr aufnahme-
fähig für ungelernte Arbeiter. Es gelang nicht alle offenen
Stellen zu beſetzen, weil berufsfremde Arbeiter ſchwer andie Arbeit unter Tage ewöhnen und daher häufig die Arbeit
im Bergbau wieder aufgeben. Der Mangel an Häuern und

Förderleuten konnte nur zum Teil behoben werden. In der
Steininduſtrie machte ſich die Abſa r ſtärker lbar.
Jn der Metall- und Eiſeninduſtrie ging die Zahl der
Arbeitſuchenden zurück, weil mehrere triebe ſich auf andere
Frwerbszweige Reparaturen von Maſchinen, Schreibmaſchinen-
jabrikation umſtellten und bald Arbeitskräfte brauchten. Das
Angebot von Schloſſern iſt aber noch immer groß. Betriebs
einſchränkungen erfolgten in der Waffeninduſtrie und in Fabriken
für landwirtſchaftliche Maſchinen. Die chemiſche Jnduſtrie,
die bisher der beſte Abnehmer auf dem Arbeitsmarkt war,
ſchtänkte die Nachfrage nach Arbeitskräften ein. Die Textil-
induſtrie blieb infolge neuer Lieferungsaufträge vor Betriebs-
einſchränkungen verſchont, hatte aber keinen Bedarf an Arbeitern
und Arbeiterinnen. Die Beſchäftigtenziffer in der Holz und
Schnitzinduſtrie waren etwas günſtiger als im Vormonat
mit Ausnahme der Korbmachereien. ieſe können bald nicht
mehr arbeiten, weil die Weidenruten ſo teuer geworden fſind, daß
hre Verarbeitung nicht mehr lohnend iſt. yJm Nahrungs und
Genußmnittelge werbe hielt die leichte Beſſerung der Ar-
beitsmarktlage an. Die Arbeitſuchenden nahmen nur unbedeutend
zu, während ſich die offenen Stellen faſt verdoppelten. Einige
Tabakfabriken mußten kurze Zeit wegen Rohſtoffmangel die Ar-
beit ausſetzen, wodurch der weibliche Arbeitsmarkt vorübergehend
belaſtet wurde. Die Geſundung der Schuhinduſtrie ſchritt
erfreulicherweiſe fort, ſo daß die meiſten Fabriken die verkürzte
Arbeits zeit konnten. Das Angebot an Schneidern entſprach der Nachfrage, während der Bedarf an Friſeuren
und Friſeuſen nicht gedeckt werden konnte. Unverändert ſchlecht
blieb die Arbeitsmarktlage der graphiſchen Gewerbe. Jn-
folge Steigerung der Papierpreiſe gingen die Aufträge auf Druck-
arbeiten ſo zurück. da 1 von Arbeitskräften den
Druckereien unmöglich waren. Das Nachlaſſen der Bautätigkeit
verminderte die Nachfrage nach Maurern und erhöhte ſtark
das Angebot an Bauhilfsarbeitern. Der kaufmänniſche
Arbeitsmarkt wurde durch die entlaſſenen Angeſtellten der Reichs

und Staatsbehörden überlaſtet. Nur beſonders gut bewertete
Kräfte kamen als Buchhalter unter, Stenotypiſten und Steno-
typiſtinnen fehlten. Die Arbeitsloſigkeit unter den ungelernten
Arbeitern nahm erheblich zu. Sie läßt ſich nur durch Bereit-
ſtellung umfangreicher Notſtandsarbeiten eindämmen. Trotz desMangels an Fabritarbeit waren die Bewerbungen weiblicher

Arbeitskräfte um Dauer und Hilfsſtellen in Haushalt völliz
unzureichend.

Erfaſſungsabteilung für verſchiedene Waffen
Die Erfaſſungsabteilung gibt bekannt:
Meldungen über verſchobenes und abhanden gekommenes

Heeresgut ſind, ſoweit der Regierungsbezirk Merſeburg und die
reiſe Bee Worbis und Hohenſtein in Frage kommen,
irekt an die Erfaſſungsabteilung Halle des Reichsſchatzminiſte
riums III, Lindenſtr. 83 (Tel. Nr. 5773) zu richten, da dieſe
ür die genannten Bezirke zuſtändig iſt. Alle an andere Dienſt-
tellen erſtatteten Meldungen bringen naturgemäß eine Verzöge-
ung mit ſich, wodurch ein ſchnelles Zugreifen auf Koſten des Er
folges verhindert wird.

Der Viehbeſtand im Saalkreiſe.
Am 1. September wurden im Saalkreiſe 14 554 Haus

zaltungen mit Vieh gezählt (am 1. September 1919 waren es
14 745 geweſen). Pferde gab es 5 (5272), Rindvieh
12 003 (13 211), Schafe 21318 (20 530)), Schweine 28 070
(19 774), Ziegen 21914 (19 527). Von dem beträchtlichen Zu
vachs an Schweinen entfällt der Hauptteil auf junge Tiere.
Ferkel unter 8 Wochen gab es 3252 (2185), von 6—26 Wochen
429 (5733), bis 1 Jahr 15 230 (10 706).

Kalibe po i t t deridee. e
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ten gelegen. uguarbeitsminiſterium in Berlin ein Schlichiungsausſchuß getagt, der
einen u über die Dienſt- und Einkommensverhältniſſe
der Angeſtellten fällte. Dieſem Schiedsſpruch haben die Angeſtellten zugeſtimmt. Die Unternehmer haben dem Schieds d

mit Ausnahme eines Punktes ebenfalls zugeſtimmt: dieſer Pun
betraf die Lohn- und Einkommensverhältniſſe einer ſehr kleinen
Schicht von Perſonen, und zwar der Lokomotivführer mit Staats
prüfung, und die der Fördermaſchiniſten an Fördermaſchinen mit
Seilfahrt in Haupt ten. Die Angeſtelltnorganiſationen haben
daraufhin dem Einſpruch ſtattgegeben, jedoch verlangt, bezüglich der
Fördermaſchiniſten und Lokomotivführer ſolle ſpäter eine noch-
malige Verhandlung ſtattfinden, nachdem eine mit
den Arbeitergewerkſchaften erfolgt ſei. Als ſelbſtverſtändlich wurde
angenommen, die Unternehmer würden daraufhin die vereinbarten
Eehälter für die anderen Angeſtellten auszahlen. Das haben jedoch
die Unternehmer abgelehnt. Sie verlangen, die Angeſtellten
organiſationen ſollten überhaupt auf eine Regelung der ſtrittigen
Fragen verzichten. Es iſt wirklich ein außerordentlich ſtarkes Stück,
die Auszahlung der tariflichen Gehälter zu verweigern, um von
den Angeſtelltenorganiſationen die Verpflichtung zu erpreſſen, auch
in der Zukunft die ſtrittige Frage nicht mehr zur Verhandlung zu
bringen. Die Angeſtelltenorganiſationen werden, wenn die Ge
hälter gezahlt. werden ſollen, das gewünſchte Verſprechen abgeben
müſſen; daß ſie es halten können, glaubt ſicher kein Menſch. Eine

der Afa-Organiſationen im Kalibergbau iſt die beſte
ntwort.

Delitzſch. Stadtverordneten -Sitzung. Die letzte
Stadtverordneten -Kitzung hatte „nur“ 16 Tages
ordnungspunkte abzuweiſen. Gen. Mün zer als ſtellvertretender
Vorſteher leitete die Verſammlung und gab verſchiedene Mit-
teilungen bekannt. ſo u. a., daß der Stadtnerordnete Gruppe ſein
Mandat niedergelegt habe. An deſſen Stelle trat Gen. Sachſe.
Der Haushaltsplan der milden Stiftungenſchließt mit 7737,28 M. in Einnahme und Ausgabe ab und hat
ein Stiftungskapital von 174 225 M. aufzuweiſen. Er wurde ge
nehmigt. Der Haushaltsplander Höheren Mädchen-
ſchule, der einen Zuſchuß von 183 009 M. erfordert, wurde von
den Unentwegten (II. S. P.) abgelehnt. Die Sportplatz-
frage wurve in der Weiſe geregelt, daß von dem Pfotenheuer-
ſchen Plane öſtlich des Schützenhofes 6 Morgen zur Vergrößerung
des jetzigen Sportplotzes hinzugepachtet werden ſollen. Gen.
Chriſtoph erhob Bedenken gegen dieſe Pachtung, da für den
Pfotenheuerſchen Plan ſeitens des Kleingartenvereins die
Zwangsverpachtung beantragt worden ſei. Wenn die Pachtung
ſeitens der Stadt erfolgen ſolle müſſe der Magiſtrat dafür Sorge
trogen, daß für die dort ausfallenden Parzeſlen Erſatz geſchaffen
werde. Dieſes verſprach der Erſte Bürgermeiſter Böttcher
Der Pachtung wurde dann zugeſtimmt. Der nebenamtlich erteilte
Unterricht in der Fortbildungsſchule ſoll mit 6 M. fürdie Stunde entſchädigt werden. Die Eis nutzung auf dem
Stadtgraben vom großen Schutz bis zum Halleſchen Tor wurde der
Bitterfelder Aktienbrauerei für 300 M. zuoeſprochen. Die Bade-
preiſe im Krankenbauſe wurden erhöht, damit ſie mit den
Preiſen in der ſtädtiſchen Badeanſtalt übereinſtimmen. Dann
ſtand dic Beſoldungsreform zur Debatte. Eine aus
ſechs Stadtverordneten beſtehende Kommiſſion hatte in verſchiede
nen Sitzungen mit dem Beamtenausſchuß und Vertretern des
Magiſtrats getagt und war endlich zu einem annehmbaren Reſultat
gekommen. Wenn wir auch gern den unteren Beamten eine noch
höhere BSehaltsgruppe bewilligt hätten ſo mußte doch auf die
ſtaatliche Gehaltsforderung und auf die Löhne der Arbeiter etwas
Rückſicht genommen werden. Die Unabhängigen brachten wieder
nach außen wunderſchön ausſehende Anträge ein, die aber nur
Unzufriedenheit in die Beamtenſchaft zebracht hätten. Gen.
Alpers hob hervor, er hätte gehofft, daß nach den langwierigen
Verhandlungen in der Kommiſſion die Vorlage nun endlich und
ohne Debatte en bloc angenommen worden wäre. Da nun aber

Abänderungsanträge geſtellt ſeien, beantrage er, die Kranken-
ſchweſtern in Gruvpe 2 und die Oberſchweſter in Gruppe 3 einzu
reihen, im übrigen es aber bei den Beſchlüſſen der Kommiſſion
bewenden zu laſſen. Nach längerer Ausſprache wurde dann dieſem
Antrage einſtimmig zugeſtimmt und damit die Beamten- Beſoldung
endgültig erledigt. Die Mietspreiſe in den Behilfs-
dauten wurden für die größeren Wohnungen mit 420 M. und
für die kleineren mit 320 M feſtgeſetzt. Für jede Wohnung ſoll
noch ein Erdkeller angelegt werden. Die Anſtellung von
Schulärzten war vom Finanzausſchuß in der Weiſe zu
regeln verſucht worden, daß man vorläufig ein Proviſorium
ſchaffen wollte, nach dem die Aerzte für fede Anterſuchung eine
Gebühr von 3 Mark erhalten ſollten. Zur Heilbehandlung un
bemittelter Kinder ſollten aus Stadtmitteln 5000 M. zur Ver-
fügung geſtellt werden. Nach kurzer Ausſprache einigte man ſich
dahin, daß der Vorlage im Prinzip zugeſtimmt wurde. Der
Magiſtrat ſoll aber noch mit den Aerzten verhandeln und dann

3 Vorlage ausarbeiten. Fortſetzung in der nächſten
ummer.

Delitzſch. Oberſchleſier. Wie wir erfahren, findet die
Proteſtverſammlung gegen die oberſchleſiſchen Greuel nicht am
Sonnabend. den 13. d. M., ſondern am Mittwoch, den 22. Sept.
abends 3 Uhr. im Schützenhauſe ſtatt. Dieſe Verſchiebung machte
ſich notwendig, da der Referent des Abends, Gen. Burghardt,
Magdeburg, am Sonnabend an einer Tagung der Oberſchleſter in
Breslau teilnimmt.

Delitzſch Ortsvereinsverſammlung. Unſere nächſte
Ortsvereinsverſammlung findet beſonderer Umſtände halber nicht
am Sonnabend. den 18., ſondern am Sonnabend, den
25. September abends 814 Uhr, im Parteilokal ſtatt. Unſer
Bezirksvorſitzender, Gen. Vetter-Halle, wird in dieſer Verſamm-
lung einen Vortrag halten über den wirtſchaftlichen Aufbau, der
beſonders für die Betriebsräte von großer Wichtigkeit iſt. Eine
vollzählige Verſammlung wird daher erwartet. Zu derſelben
können auch Nichtmitglieder eingeführt werden.

Torgau. Proteſtverſammlung der Oberſchle-
ſie r. Am Sonntag fand hier eine Proteſtverſammlung der
Oberſchleſier gegen die polniſchen Gewalttaten auf dem Marktplatz
ſtatt, die aber ſehr ſchwach beſucht war. Das hatte wohl ſeinen
Grund mit darin daß nur die Bürgerlichen Vereine und Parteien
zur Veranſtaltung derſelben herangezogen waren und man auf die

itwirkung der Sozialdemokraten verzichtet hatte. Volksſchul
rektor Janke hielt eine Anſprache, in der auf die BedeutungOberſchkeſiens in wirtſchaftlicher und kultureller Beziehung hin
wies. Sein Vortrag wurde, da er ſehr ſachlich gehalten warj, bei
fällig aufgenommen. Ein anweſender Unabhängiger glaubte der
Arbeiterbewegung zu dienen, wenn er ganz ungehörige und rüpel-
bafte Zwiſchenrufe machte. Erſt einem ſchlagfertigen Kattowitzer
gelang es, den Mund des Maulhelden durch ein paar ſchallenbe
Ohrfeigen zu ſtopfen. Der U. S. P. wäre zu raten, derartigen
Schädlingen der Arbeiterklaſſe und Auchgenoſſen mehr als bisher
Zurückhaltung zu empfehlen, da ſie die Sache des Proletariats
nach außen hin ganz außerordentlich ſchädigen.

Sport der Jugend. Zur ſelben Zeit fand das
Jugenſportfeſt ſtatt. Dabei iſt ſehr unangenehm aufgefallen, daß
die Vorturnertribüne mit den ſchwarzweißroten deutſchnationalen
Farteifahnen ausſtaffiert war. Wenn man bedenkt, daß das
Sportfeſt öffentlichen Charakter trägt und der vonn We ren u Beitrag erhält, hat man auf
eſe e keinen Grund zu Erregung öffentl s geben.Man muß doch auch weiterhin auf die Arbeitereltern a neh

men, deren Kinder an dieſen Feſten mitwirken. Es iſt ein Fehler,
der Torg. Arbeiter-Turnserein ſich von Veranſtaltungefern hält. Dadurch wird nur den Rechtsparteien Waſſer auf M.

Mühlen geführt und ſie fühlen ſich wieder in ihrem Element Hier
muß vorgebeug werden, damit die Hörner dieſer Herren nicht in
den Himmel wachſen
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Die Veſpitzelung der Arbeiter Turner durch

Wir r mehrfach ehe uns gegen dieinfamen gungen zu wehren, tten ſich unſre Vereine
in den Dienſt der ſogenannten Linksputſchereien geſtellt. Daß es
ſich bei dieſen Putſchen in der Hauptſache um Spitzelarbeit ge
handelt hat, iſt ja hinlänglich bekannt, wenn auch un wer
den muß, daß einige h Arbeiter daran beteiligt waren,
die nun die Folgen tragen müſſen, während die Spitzel ſich in
Sicherheit gebracht haben.

Bei den bisherigen Verſuchen, die Arbeiterturnvereine mit
dieſen Putſchen oder Putſchabſichten in Verbindung zu bringen,
war eine ſächſiſche Stelle beteiligt, die wir in einem unſrer Ab-
wehrartikel angedeutet haben. Woher aber dieſe Nachrichtenſtelle

Jnformation bezogen hatte, darüber konnten wir keine Auf-
ärung bekommen. Nun hat ſich dieſes Dunkel durch Aufdeckung

der Mögdeburger Spitzelzentrale gelichtet. Jn den beſchlagnahm
ten Akten hat ſich auch der nachſtehende Bericht gefunden:

Die geſamte Freie Turnerſchaft von Deutſchland iſt jetzt in
einer geſchloſſenen Organiſation zuſammengefaßt. Es handelt
ſich dabei um eine Kampforganiſation großen Stils und nach
Weldungen von Berlin beträgt die Stärke der Organiſation
33 000 Mann (gediente VLeute). kommen 10 000 Mann
ältere Leute. 33 000 Mann ſind in pfeinheiten zu je 159
Mann eingeteilt, während die Jugendlichen in Turnabenden
ſtrenge militäriſche Schulung durchmachen müſſen.“

Aus dieſem Aktenſtück ergibt ſich für uns, daß dieſe Spitzel-
zentralen ſeit Jahr und ihr ſcheußliches Unweſen treiben,
denn ſchon gegen Anfang dieſes Jahres erhielten wir davon
Kenntnis, daß gewiſſe Nachrichtenſtellen unſre Vereine beobachten
ließen. Einmal ſollte die Sache von Dresden ausgehen und das
andre Mal von Leipzig. Es unterliegt für uns jetzt gar keinen
Zweifel mehr, daß gewiſſe Nachrichtenſtellen mit den Spitzel-
zentralen ſeit langer Zeit in Verbindung ſtehen oder ſich un-
bewußt von ihnen haben bedienen laſſen. Es iſt für uns auch

daß gewiſſe Leute in den Nachrichtenſtellen im Dienſte
der Spitzelzentralen ſtehen oder geſtanden haben, ſonſt wären
manche Dinge, die zu unſrer Kenntnis gekommen ſind, ganz un-
verſtändlich geweſen. Wie die Sache nach der Aufdeckung der
Magdeburger Zentrale ſteht, wiſſen wir nicht, daß aber in Magde-
burg nur eines der Neſter ausgehoben worden iſt, ſcheint uns ge
wiß. Wir glauben, die ſtaatlichen Organe in Preußen und Sachſen
würden guttun, wenn ſie einmal eine gründliche Reviſion gewiſſer
Nachrichtenſtellen durchſetzen würden, vielleicht würden dabei noch
intereſſante Spuren aufgefunden und verfolgt werden können.

Das gemeingefährliche Treiben der Spitzel konnte nur den
ewünſchten Erfolg haben, wenn die reaktionäre Preſſe ihnen Hilfedienſte leiſtete. Der Zweck der Zentralen war und iſt, einmal den

Spießbürger graulich zu machen, damit er ſich der Reaktion vollends
in die Arme wirft und zum andern, die Arbeiterbewegung in allen
ihren Zweigen zu verleumden und ſchädigen. Daß die Bande da-
mit unſer geſamtes Wirtſchaftsleban ſtets von neuem beunruhigt
und ſabotiert hat, war eine Nebenwirkung, die vielleicht auch ge
wollt wurde. Die Haupttätigkeit hat unzweifelhaft der Reichs
tagswahl gegolten und deren Ausfall hat gezeigt, daß die Arbei
die erwarteten Früchte g en hat, wenn auch noch nicht in den
gewünſchten Maße. Die Arbeit wird deshalb fortgeſetzt werden
daran werden Auflöſungen und Bloßſtellungen nichts ändern, denn
das Spitzelgeſchäft iſt ſehr einträglich. Das „Lumpenkunder“
machen z auch heute ſehr leicht, der Krieg hat ſo viele fragwürdige
Leute geſchaffen, daß es an Spitzeln und ihren Zuträgern auf lange
Zeit keinen Mangel geben wird.

Eine andre Frage iſt die, ob die Arbeiterſchaft nicht alle Ver-
anlaſſung hat, ſich den Methoden der Revolutionsputſcherei mit
einem energiſchen Ruck abzuwenden und zu den bewährten Metho-
den des Klaſſenkampfes zurückzukehren. Wenn fie damit auch nicht
die Spitzel brotlos macht, ſo raubt ſte ihnen doch die billigen Er
ſolge ihrer Arbeit. Damit ſoll nicht etwa geſagt ſein. daß unſte
Turngenoſſen in irgend einem Falle den Spitzeln auf den Leim ge
gangen wären. Die Spitzelberichte, die, wie der oben abgedrucke
das behauptet, ſind von A dis Z erlogen und haben nicht die
allerkleinſte Unterlage. Auch die Behauptungen über den Arbeiter
Samariterbund, dem eſagt wurde, daß er die Rolle des „Roten
Kreuzes“ in der „Roten Armee“ übernommen habe, ſind erlogen.
Man erſieht daraus, mit welcher Niedertracht die Bande arbeitet
und mit welcher Skrupelloſigkeit ße das ohnehin ſchon kranke Ge-
ſellſchaftsleben vergiftet. an wendet ſich mit Ekel von ſolchen
zum Himmel ſtinkenden Peſtbeulen ab.

Scheidemann und die Arbeiter Sportvereine.
Auf eine Rundfrage des bürgerlichen Reichsausſchuſſes für

Leibesübungen hatte Genoſſe Scheidemann ſeine Anſichten über den
Wert der Leibesübungen kundgegeben. Die bürgerliche Sportpreſſe J
glaubte dieſe Aeußerungen für ihre Zwecke ausſchlachten zu können,
weil Scheidemann die Worte gebraucht hatte: Der Sport ſollte
keine Parteiſache ſein. Um dieſen Entſtellungen den Boden zu ent-
ziehen, ſchreibt Genoſſe Scheidemann der „Arbeiter-Turnzeitung.

Die Stelle in meinem Antwortſchreiben an den Deutſchen
Reichsausſchuß: „Das ſollte keine Parteiſache ſein“ iſt in ſehr ge
häſſiger und bösartiger Weiſe tendenziös ausgeſchlachtet worden
Meine Ausführung ſoll natürlich nicht ſo verſtanden ſein, als hätte
ich damit ſagen wollen, es ſei der Partei gleichgültig, ob ihre Mit
glieder den bürgerlichen oder den Arbeiter-Sportverbänden ange
hören. Bei den beſtehenden Klaſſenunterſchieden in unſerem Volke
Alte ich es vielmehr für ſelbſtverſtändlich, daß der organiſierte
Arbeiter, wenn er Svort treibt und das ſollte jeder junge Ar
beiter tun überall da, wo ArbeiterSportvereine beſtehen. ſià
einem ſolchen anſchließt und nicht in den Verein ſeiner politiſche

Gegner geht. Scheidemann.
Deutſche Turnerſchaft und Arbeiter Turnerſchaft.
Mitgliederbeſtand der Deutſchen Turnerſchaft. Die Deutſche

Turnerſchaft gibt ihren Mitgliederbeſtand auf 1254 298 an. Daß
dieſe große Zahl nicht allzuviel Bedeutung hat, ergibt ſich aus o
gendem: Jm Alter von 14 bis 20 Jahren befinden ſich 173
Mitglieder. Turnende Kinder 163 188. Der Reſt von nicht wen
ger als 917 767 befindet ſich im Alter von über 20 Jahren und be
ſteht zum größten Teile aus ſogenannten paſſiven Mitgliedern

Demgegenüber weiſt der Arbeiter-Turn und Sportbund einen
Mitgliederbeſtand von 432 004 auf, zu dem noch weit über 100 900
turnende Kinder hinzuzurechnen ſind. Die Zahl der im Alter bi
20 Jahren ſtehenden Mitglieder ohne Einrechnung der Kinder 27
auf mindeſtens 200 000 zu beziffern ſein. Aus der Gegenüberſtel
lung ergibt ſich, daß die ArbeiterSportbewegung auf dem beſten
Wege iſt, den bürgerlichen Sport zu überhoken. Es iſt Aufoab
der ſporttreibenden Arheiterſchaft, dieſe Entwicklung nach Kräften
zu unterſtützen, indem ſie den Arbeiterſportvereinen beitritt. e
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